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Im Dialog mit Kuba
 Vor dem 50. Jahrestag der Revolution wird viel über den tropischen Sozialismus geredet. Aber kaum  
 jemand spricht mit den Menschen auf der Insel

Es ist nun knapp zwei Jahre her, 
daß Fidel Castro aus den Re-
gierungsgeschäften ausschied. 
Seitdem hat sich in Kuba viel 

verändert. Neue Sozialprogramme wurden 
aufgelegt, Wirtschaftsabkommen wurden 
geschlossen. Im vergangenen Sommer 
initiierte die Regierung in Havanna –  
damals noch unter dem Interimspräsiden-
ten Raúl Castro – eine Volksbefragung zu 
den bestehenden Problemen des Landes. 
In Betriebsgruppen und Nachbarschafts-
komitees nahmen Hunderttausende an 
der Aussprache teil. Von Stagnation und 
Frustration, die Kuba im Ausland gerne 
unterstellt werden, keine Spur. Ähnliches 
ist in der Außenpolitik zu beobachten. 
Das sozialistische Kuba baut nicht nur 
seine Wirtschaftskontakte zu Asien und 
Afrika aus, Havanna gehört sogar zu den 
Gründungsmitgliedern des Wirtschafts-
bündnisses Bolivarische Alternative für 
Amerika (ALBA). Vor dem 50. Jahrestag 
der Revolution zeigt sich die Inselrepu-
blik als integraler Bestandteil der latein-
amerikanischen Gemeinschaft.

In Europa wird all das kaum wahr-
genommen. Die Mehrheit der hiesigen 
Medien arbeitet sich noch immer an Fi-
del Castro ab, als hätte es einen Wechsel 
nie gegeben. Ihr politischer Tunnelblick 
ist verständlich: Die kubanische Realität 
im Jahr 2008 anzuerkennen hieße, die 
eigenen Fehleinschätzungen einzugeste-
hen. Nach Fidel Castros Rückzug aus der 
aktiven Politik ist nichts von dem einge-
treten, was westliche Medien und Polito-
logen für die »Post-Castro-Ära« progno-
stiziert haben. Trotzdem ist die kubani-
sche Gesellschaft im Umbruch. 17 Jahre 
nach dem Beginn der »Spezialperiode in 
Zeiten des Friedens«, wie die kubanische 
Krise nach dem Zusammenbruch des eu-
ropäischen Sozialismus genannt wurde, 
hat sich die Wirtschaft so weit erholt, daß 
Reformen in Angriff genommen werden 
können. Mit dieser Situation befaßt sich 
die diesjährige Kuba-Beilage der Tages-
zeitung junge Welt.

Dabei kommen auch kubanische Stim-
men zu Wort. Der Schriftsteller und Es-
sayist René Vázquez Díaz schreibt nicht 

nur über die Veränderungen auf der Insel, 
sondern auch über die Irrtümer zu Ku-
ba in Europa. Von seiner Wahlheimat 
Schweden aus setzt sich Vázquez Díaz 
mit den westlichen Verleumdungen Ku-
bas auseinander. Kuba in Zeiten von CIA-
Folterflügen und NATO-Kriegen von der 
europäischen Warte aus als Diktatur zu 
bezeichnen, sei »absurd«, urteilt er in 
dem Plädoyer für die Souveränität seines 
Heimatlandes. Trotzdem endet sein Text 
mit einem Zweifel: Werden die jungen 
Generationen den bisherigen Konsens 
weiterhin mittragen?

Auf die Debatte über einen Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts gehen Jorge 
Luis Santana Pérez und Concepción Nie-
ves Ayús ein. Die beiden Mitarbeiter des 
Philosophischen Instituts der Universität 
Havanna sehen die Diskussion über ein 
neues Sozialismus-Modell in Latein-
amerika als große Chance. Die Lehre 
aus Kubas Entwicklung sei es, sich bei 
diesen Diskussionen nicht nur an Theo-
rien, sondern an der Lebensrealität der 
Menschen zu orientieren. In Kuba sei der 

Sozialismus »nicht eine beliebige Option 
unter vielen. Er ist eine Notwendigkeit, 
die das Überleben, die gesellschaftliche 
Entwicklung, die Verteidigung und Festi-
gung der Identität gewährleistet«, schrei-
ben Santana Pérez und Nieves Ayús. Ge-
rade deswegen werden auch die Fehler 
thematisiert. Die deutsche Lateinameri-
kanistin Ute Evers faßt in diesem Zusam-
menhang die Diskussion kubanischer 
Intellektueller über die »grauen fünf Jah-
re« zusammen – eine Zeit repressiver 
Kulturpolitik in den 1970ern. Daß dieser 
Meinungsaustausch heute von der Regie-
rung forciert wird, zeigt die Qualität des 
politischen Umgangs in Kuba.

Mehrere deutsche Autoren schreiben 
hier über Kuba. Unter ihnen der ehe-
malige DDR-Ministerpräsident Hans 
Modrow, der Bundestagsabgeordnete 
Wolfgang Gehrcke und der Sozialwis-
senschaftler Edgar Göll. Die Kuba-Bei-
lage der Tageszeitung junge Welt liefert 
auch in diesem Jahr ein breites Spektrum 
an Beiträgen für die Diskussion. Nicht 
über, sondern mit Kuba. Harald Neuber

Experimentelle Landwirt-
schaft: Kubanische Bauern 
bauen Zwiebeln auf einem 
Feld in Hydrokultur an. 
Die Methode ist auf klein-
sten Flächen anwendbar
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Die Mehrheit der hiesigen 
Medien arbeitet sich noch 
immer an Fidel Castro ab, 
als hätte es einen Wechsel 
nie gegeben. Ihr politi-
scher Tunnelblick ist ver-
ständlich: Die kubanische 
Realität im Jahr 2008 an-
zuerkennen hieße, die ei-
genen Fehleinschätzungen 
einzugestehen. Nach Fidel 
Castros Rückzug aus der 
aktiven Politik ist nichts 
von dem eingetreten, was 
westliche Medien und Po-
litologen für die »Post-Ca-
stro-Ära« prognostiziert 
haben. 
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Als Fidel Castro im Sommer 
2006 aus gesundheitlichen 
Gründen seine Ämter nieder-
legen mußte, blieben all die 

Szenarien aus, die man im Ausland für 
die sogenannte Nach-Castro-Ära progno-
stiziert hatte. Die Kubaner zogen nicht 
auf die Straße, um Vergeltung zu fordern, 
die politische Führung Kubas blieb sta-
bil. Kurzum: Kubas Revolution stellte 
unter Beweis, daß für ihr Fortbestehen 
nicht die Präsenz von Fidel nötig ist. 
Raúl Castro übernahm die Amtsgeschäf-
te und die Loyalität der Kubaner über-
raschte viele »Kubanologen«. Spontane 
Freudenbekundungen gab es lediglich in 
Miami. Auf der Insel aber begann eine 
Debatte darüber, wie die alten und neuen 
Probleme der Gesellschaft gelöst werden 
können. Menschen im ganzen Land äu-
ßerten auf Anregung der Staatsführung 
ihre Kritik an den politischen Amtsträ-
gern sowie Institutionen und stießen da-
mit einen Prozeß an, der bis heute andau-
ert. Einige Konsequenzen wurden bereits 
gezogen, andere stehen noch aus.

Die Landwirtschaft wird in Kuba 
künftig dezentraler organisiert. Bauern 
in kleinen Agrarkooperativen können 
betriebswirtschaftliche Entscheidungen 
treffen, ohne daß sie von der paterna-
listischen Aufsicht des Staatses abhän-
gig sind. Wer das nötige Geld hat, kann 
sich in Hotels einmieten, die vorher nur 
Touristen offenstanden. DVD-Player, 
Computer, chinesische Motorräder, Mi-
krowellengeräte und Handys sind frei zu 
erwerben. Der Markt für Automobile und 
Immobilien soll liberalisiert werden. Die 
verhaßte und teure »weiße Karte«, für 
Reisen ins Ausland bisher unabdingbar, 
steht zur Disposition. Wer künftig ein Vi-
sum erhält, soll frei reisen können. Auch 
ist beabsichtigt, die staatlichen Struktu-
ren neu zu organisieren. Die Bürokratie 
soll abgebaut werden, um das Leben der 
Kubanerinnen und Kubaner zu vereinfa-
chen. Die Entscheidungsgewalt soll stär-
ker an der Basis liegen.

Im Ausland wurden all diese Maß-
nahmen umgehend als Versuch des »Re-
gimes« gewertet, sein Überleben zu si-
chern. Dabei gibt es, glaube ich, einen 
doppelten Irrtum.

Der erste Irrtum liegt darin begründet, 
der kubanischen Regierung zu unterstel-
len, sie würde die Bevölkerung ständig 
überwachen, um aufkommende Kritik 
kühl und berechnet zu analysieren und 

gegen sie vorzugehen zu können. Weil 
Kuba dem weltweit herrschenden System 
nach wie vor trotzt, wird ihm fälschli-
cherweise Improvisation und Flickschu-
sterei unterstellt. Man verwechselt den 
unerschütterlichen Willen der Regierung 
zur Verteidigung der Revolution mit dem 
Hang zu willkürlichen Maßnahmen. Da-
bei liegt der Staatsführung in Kuba nichts 
ferner als eine willkürliche Politik und 
alle »von Raúl Castro getroffenen« Ent-
scheidungen sind lange beraten worden. 
Zum Beispiel wurde das Telefonnetz mit 
viel Aufwand und vielen Investitionen 
über Jahre hinweg auf- und ausgebaut, 
um es nun für Mobiltelefone zu öffnen. 
Und der freie Verkauf von Motorrädern 
war so lange nicht möglich, wie das 
Treibstoffproblem bestand.

Der zweite Irrtum liegt darin, den Rück-
zug von Fidel Castro aus der aktiven Politik 
mit der Bereitschaft zu den nun unter Raúl 
getroffenen Maßnahmen in Verbindung 

zu setzen. Wenn die so lange ersehnten 
Veränderungen aufgrund nationaler oder 
globaler Faktoren das Fortbestehen der ku-
banischen Revolution gefährdet hätten, so 
bin ich mir sicher, daß auch die von Raúl 
Castro geführte Regierung den Status quo 
beibehalten hätte. Aber Kuba und die Regi-
on sind in einer politisch und wirtschaftlich 
günstigen Lage.

Zum ersten Mal in fünfzig Jahren kann 
sich die kubanische Regierung relativ si-
cher sein, daß die USA keinen Vorwand für 
eine Invasion erfinden. Der blutige Krieg 
in Irak und der Horror von Guantánamo 
hat sie weltweit derart diskreditiert, daß die 
US-Führung sich auf kein weiteres Aben-

teuer in Kuba einlassen kann. Zahlreiche 
linke Regierungen, deren Hauptinteresse 
das Wohl der eigenen Bevölkerung ist, sind 
in Lateinamerika an der Macht. China bie-
tet Kuba breite Unterstützung an – und so-
wohl den USA als auch der Europäischen 
Union ist klar, daß man die Regierung in 
Peking besser nicht provoziert. Das mit 
Havanna alliierte Venezuela ist reich an 
Erdöl und einem progressiven Nationalbe-
wußtsein. Und auch Chávez fordert man 
ungern heraus. Zudem geht die Ära Bush 
ihrem Ende zu. Wichtige Teile der US-
amerikanischen Unternehmerelite drängen 
Washington zu einer Normalisierung der 
Beziehungen zu Kuba.

Die Vereinigten Staaten befinden sich 
mitten im Wahlkampf, und die Geschich-
te hat uns gelehrt, daß sich die US-Wahl-
kampagnen immer auch auf Kuba aus-
wirken. Die Veränderungen »von Raúl 
Castro« begünstigen zwar ein Klima, daß 
es den USA erleichtert, eine Art Pere-
stroika auf der Insel zu forcieren. Auf 
der nationalen Ebene aber sind solche 
politischen Gefahren eher gering. Die 
Bewegung der Dissidenten, vom Ausland 
aus nach dem Vorbild Osteuropas aufge-
baut, hat weder ein politisches Projekt 
noch die Unterstützung der Bevölkerung. 
Die massive Finanzierung aus dem Aus-
land diskreditiert sie vor den Augen der 
Kubanerinnen und Kubaner.

In der heutigen Welt von der »kubani-
schen Diktatur« zu sprechen, erscheint 
absurd. Sowohl Europa als auch die USA 
hängen von China ab und verkaufen Waf-
fen an Staaten wie Pakistan, Ägypten 
und Saudi-Arabien, die für ihre täglichen 
Menschenrechtsverletzungen bekannt 
sind und wo Frauen zum Teil noch nicht 
einmal einen Führerschein besitzen dür-
fen. Die Kubaner sehen diese Schein-
heiligkeit (und Ungerechtigkeit) deutlich 
– und sie handeln entsprechend. Die rei-
che Welt hingegen weigert sich, den Fort-
bestand einer sozialistischen Führung 
in einem kleinen Karibikstaat zu akzep-
tieren, die es überdies wagt, das global 
herrschende kapitalistische System zu 

kritisieren. Die USA und die EU aber 
müssen vor ihrem Gewissen die Geheim-
transporte von Entführungsopfern recht-
fertigen, die von der CIA in Folterstaaten 
ausgeflogen werden. Oder das Gefange-
nenlager in Guantánamo, das paradoxer-
weise auf der gleichen Insel liegt, die sie 
zu befreien anstreben.

Es gibt eine ganze Reihe von Behin-
derungen für einen weiteren Wandel in 
Kuba: Die Helms-Burton-Gesetze der 
USA verstärken die Blockade nicht nur, 
die geben auch vor, wie die Transition 
in Kuba aussehen und wer sie anfüh-
ren soll. Wer heute in Kuba investiert, 
läuft Gefahr, nach diesen Gesetzen in 
den USA verurteilt zu werden. Die so-
genannte Hilfskommission für ein frei-
es Kuba der US-Regierung ordnet Kuba 
offiziell den USA unter. Ein US-Gesetz 
aus dem Jahr 1966 fördert nach wie vor 
die illegale Auswanderung. Während sich 
die USA nach Lateinamerika mit einer 
militärisch bewachten Grenzanlage absi-
chern, wird in der Meerenge von Florida 
der Menschenhandel befördert. Es wäre 
undenkbar, daß solche und weitere Maß-
nahmen von den USA gegen einen Staat 
wie China verhängt werden. Im Fall von 
Kuba und den Kubanern ist es wegen der 
Kräfteverhältnisse möglich.

Im kommenden Jahr wird in Kuba der 
neunte Parteitag der Kommunistischen 
Partei stattfinden. Wir können davon aus-
gehen, daß sowohl die kubanischen Kom-
munisten als auch die Bevölkerung zwei 
Paradigmen folgen wird, die bis dato das 
Schicksal dieser Nation bestimmt haben. 
Kein Kubaner und schon gar kein Aus-
länder hat das Recht, seine persönlichen 
Belange über die Interessen anderer Mit-
glieder der Gemeinschaft zu stellen. Und 
der lange und harte Kampf um die heute in 
Kuba bestehende Souveränität darf nicht 
leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden.

Am Ende bleibt nur eine Frage: Wer-
den die jungen und die kommenden Ge-
nerationen motiviert und dazu entschie-
den sein, diesen Weg weiter zu beschrei-
ten?

Wandel statt Wende
Die Meinung über Kuba im Ausland hat kaum etwas mit der Realität in dem 
sozialistischen Inselstaat zu tun. Von René Vázquez Díaz

René Vázquez Díaz wur-
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Roman »La era imagina-
ria y Querido traidor« 
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Kuba bleibt das Land des Un-
erwarteten. Schon Anfang der 
1990er Jahre rechnete alle 
Welt mit dem Fall des Tro-

pensozialismus. Vor allem in Lateiname-
rika fürchteten nicht wenige eine solche 
Entwicklung. Doch während Osteuropa 
eine Welle der kapitalistischen Restau-
ration überrollte, blieb der kubanische 
Sozialismus allen Erwartungen entgegen 
bestehen. Und das, obwohl mit der Auf-
lösung des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW) Ende Juni 1991 rund 
85 Prozent des Außenhandelsvolumens 
über Nacht wegbrachen. Die kubanische 
Gemeinschaft blieb, wie schon in Zeiten 
des antikolonialen Befreiungskampfes im 
19. Jahrhundert, gegen äußere Gefahren 
immun. Als sich knapp eineinhalb Jahr-
zehnte später die Wirtschaft weitgehend 
erholt hatte und der Höhepunkt der Krise 
überwunden war, hielt der damalige Prä-
sident Fidel Castro in der Universität von 
Havanna eine Rede, die heute zum politi-
schen Vermächtnis des Revolutionsführers 
zählt. Vor Hunderten Studenten stellte er 
die Frage, die Kuba heute mehr beschäf-
tigt als je zuvor: »Kann ein revolutionärer 
Prozeß irreversibel sein?«

Weshalb stand die Frage nicht vor 15 
Jahren im Raum, als wegen des Treib-
stoffmangels auf Kubas Straßen gähnen-
de Leere herrschte und die gefürchteten 
»Apagones«, die Stromabschaltungen, 
mitunter einen ganzen Tag dauerten? Die 
Antwort liegt in der erzwungenen Öffnung 
zum kapitalistischen System Anfang der 
1990er Jahre. Die wirtschaftspolitischen 
Reformen hatten unmittelbar negative Fol-
gen. Soziale Unterschiede weiteten sich 
zur Kluft und – das ist die eigentlich ver-
heerende Entwicklung – die Erwartungs-
haltung wurde geschürt. Dem rationalen 
Verständnis der Lage stand die emotionale 
Frage entgegen: Weshalb können wir nicht 
haben, was wir durch die wachsende Flut 
von Touristen täglich vorgelebt bekom-
men? Es sind bis heute solche »einfachen 
Probleme«, die Kuba bewegen.

Auch wenn sich die Staatsführung in 
Havanna mit den Gefahren ständig ausein-
andergesetzt hat und die bestehenden Pro-
bleme und Forderungen seit dem vergan-
genen Jahr sogar öffentlich zur Diskussion 
stellte, kann sie sich von der verheerenden 
Logik nur schwer befreien. Der Beleg da-
für sind die jüngst auf den Weg gebrach-
ten Neuerungen. Die Liberalisierung des 

Marktes für Unterhaltungsmedien und 
Luxusgüter wie Handys und DVD-Play-
er zeigt, woher der Druck für Reformen 
kommt: aus denjenigen Teilen der Bevöl-
kerung, die Zugang zu Devisen haben und 
ihren relativen Wohlstand ausleben wollen. 
Fidel Castro nannte sie die »Neureichen« 
Kubas. Sie sind es nach wie vor auch, die 
die Erwartungshaltung beeinflussen und 
den »Chisme«, die Gerüchteküche in den 
Straßen, am Laufen halten. Was wird als 
nächstes beschlossen? Der Verkauf mo-
derner Importautos? Die Aufhebung der 
Beschränkungen im Immobiliengeschäft? 
Die Regierung hat sichtlich Mühe, diesen 
Entwicklungen entgegenzuwirken und 
den Erwartungen gerecht zu werden. Zwar 
wurde zeitgleich mit dem Verkauf von 
Handys (für diejenigen, die sie sich leisten 
können) auch das Festnetz (für diejenigen, 
die keinen Zugang zu Devisen haben) in 
den bislang nicht erschlossenen Gegenden 
ausgebaut. Parallel zum freien Verkauf 
von Motorrollern wurde der öffentliche 
Personenverkehr verbessert. Aber der Wi-
derspruch bleibt bestehen.

Der politischen Führung in Kuba ist das 
Problem in seiner historischen und aktuel-
len Dimension bewußt. »Manche glaub-
ten, daß sie mit kapitalistischen Methoden 

den Sozialismus aufbauen würden«, resü-
mierte Fidel Castro in seiner inzwischen 
historischen Rede am 17. November 2005 
in der Aula Magna der Universität von Ha-
vanna einen der Fehler des europäischen 
Weges. Einer der größten Irrtümer sei es 
aber auch in Kuba gewesen zu glauben, 
daß man wisse, wie der Sozialismus er-
richtet werden könnte. Zwei Sätze, zwei 
Lehren: Erstens bekräftigte Fidel Castro 
die Notwendigkeit einer kritischen Aus-
einandersetzung mit dem Scheitern des 
Sozialismus in Europa. Zweitens mahnte 
er zur ständigen Reflexion der eigenen 
Politik. Darin, und nicht im Militärischen, 
liege die Verteidigung des Systems. »Heu-
te haben wir (...) ein ganzes Volk, das 
gelernt hat, die Waffen zu handhaben; ein 
ganzes Volk, das, trotz unserer Fehler, ein 
zu hohes Bildungs- und Kenntnisniveau 
besitzt, um zuzulassen, daß dieses Land 
wieder eine Kolonie wird.« Der Überzeu-
gung folgte der zentrale Einwand: »Dieses 
Land kann sich nur selbst zerstören. Diese 
Revolution kann sich nur selbst zerstören, 
aber die Vereinigten Staaten vermögen das 
heutzutage nicht mehr. Wir ja, wir können 
diese Revolution zerstören, und es würde 
unsere Schuld sein.«

Die neue Situation betrifft nicht nur Ku-

ba selbst, sondern auch die Freunde Kubas 
im Ausland. Anders als in den 1990er Jah-
ren spielt weniger die materielle Solidari-
tät eine Rolle. Kampagnen wie »Milch für 
Kubas Kinder« haben heute mehr als in der 
Vergangenheit eine symbolische Wirkung, 
ebenso wie der Bau von Krankenhäusern 
und Schulen. Der Aktionismus hat in der 
Kuba-Solidarität an Bedeutung verloren. 
Gegenwärtigt ist der politische Austausch 
wichtiger. Das Interesse auf der Insel an 
den Erfahrungen in der DDR und Osteu-
ropa ist größer denn je. Bei den für Kuba 
hochaktuellen Diskussionen kommen Fra-
gen auf, die in der deutschen Linken ent-
weder instrumentalisiert werden oder nach 
wie vor mit einem Tabu belegt sind, weil 
sie nicht mehr diskutiert werden müssen: 
Warum ist die DDR gescheitert? Was ist in 
der Sowjetunion falsch gelaufen?

Das Verhältnis zur UdSSR ist in Kuba 
aus der natürlichen, alltäglichen Notwen-
digkeit heraus seit 1991 eingehend und 
durchaus kritisch untersucht worden. Der 
Erfahrungsaustausch darüber könnte ge-
rade mit der deutschen Linken für beide 
Seiten gewinnbringender sein als die oft 
noch vorherrschende Revolutionsroman-
tik. Kuba jedenfalls hat Interesse an einer 
solchen Debatte.
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Alte und neue Gefahren
Die Debatte über den Sozialismus in Kuba trägt zum Überleben des Systems bei. Lehren aus den 
Entwicklungen Osteuropas. Von Harald Neuber
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Traditionelle Arbeit: Bau-
ern auf einem Tabakfeld 
in der westlichen Provinz 
Pinar del Rio
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„… ein spannend zu lesender und mit

einigen originellen Fotos illustrierter

Überblick ... Das Herausragendste sind

allerdings die zahlreichen in den Text

eingestreuten Dokumente (Liedtexte,

Gedichte, Buchauszüge, Fragmente aus

Reden usw.) und ein nützlicher, knap-

per Anhang, in dem auch eine Seite

‚Kuba im Internet‘ nicht fehlt.“

Geri Krebs, Neue Zürcher Zeitung

Michael Zeuske, Kleine Geschichte Kubas. 248 S., 3 Kt. Pb. EUR 12.90 (bsr 1371)

„… stilsicher geschrieben, 

spannend erzählt, hervor-

ragend durchkomponiert

und großartig auf Deutsch

übersetzt.“

Sandro Benini, Die Weltwoche

Norberto Fuentes, Die Autobiographie des Fidel Castro. Aus dem Spanischen
übertragen von Thomas Schultz. 757 S., 26 Abb. Geb. EUR 29.90
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Obwohl in Kuba schon seit 
Mitte der 1990er Jahre 
zwei Währungen existie-
ren, verstehen viele Ein-

wohner und natürlich auch viele Aus-
länder nicht die Notwendigkeit dieses 
Systems. Warum gibt es auf der einen 
Seite den kubanischen Peso, mit dem 
die meisten Kubaner bezahlt werden, 
und auf der anderen 
Seite den stärkeren kon-
vertiblen Peso, für den 
viele Produkte exklusiv 
erhältlich sind?

Der Grund dafür liegt in der 
schweren Wirtschaftskrise, 
in die Kuba zu Beginn der 
1990er Jahre gerutscht ist. In 
dieser Zeit kam es zu zwei 
Parallelentwicklungen. Sie 
hatten zur Folge, daß zwei 
Währungen mit sehr unter-
schiedlichem Wert gleich-
zeitig gehandelt wurden. 
Zunächst brach damals die 
Produktion ein, was die Ent-
wertung und den Kaufkraft-
verlust des kubanischen Pe-
so zur Folge hatte. Zugleich 
kam die Bevölkerung durch 
den beginnenden Tourismus oder Geld-
überweisungen aus dem Ausland an den 
US-Dollar. Dessen Wert und Stabilität hat-
ten relativ schnell zur Folge, daß er den 
kubanischen Peso teilweise ersetzte. Nach 
einer Weile akzeptierte die Regierung diese 
Situation und brachte den konvertiblen Pe-
so in Umlauf. Das ist eine eigene Devisen-
währung, die durch die Dollarreserven des 
Landes gestützt wird. Der konvertible Peso 
sollte nach und nach die Fremdwährung 
verdrängen. Das ist auch geschehen, so daß 
heute der schwache kubanische Peso und 
der stärkere konvertible Peso existieren.

Was wäre geschehen, wenn kein 
solches doppeltes Währungssystem 
eingeführt worden wäre?

Der Peso wäre durch den US-Dollar ver-
drängt worden, was für Kuba einen großen 
Schaden bedeutet hätte. Wir reden schließ-
lich nicht nur über zwei verschieden starke 
Währungen. Jedes Zahlungsmittel hängt 
mit unterschiedlichen Instrumenten, Para-
metern und Zielen zusammen. Der Dollar 

orientiert sich auch in Kuba am Markt, 
an finanztechnischen Kriterien und dem 
Prinzip der Gewinnmaximierung. Der 
kubanische Peso dient der Planung, den 
materiellen Kriterien und den sozialen 
Errungenschaften der Revolution. Indem 
der Peso beibehalten wurde, konnten auch 
bestimmte soziale Funktionen aufrecht-
erhalten werden. Der Sozialismus wurde 

bewahrt, indem das soziale 
System – die Entlohnung, 
Zuschüsse, Gratisleistun-
gen, Lebensmittelkarten 
und der Aufkauf von Gü-
tern aus der Binnenproduk-
tion – weiter gewährlei-
stet wurde. Auch wenn es 
heute große Widersprüche 
gibt: Die Abschaffung des 
kubanischen Pesos in den 
1990er Jahren hätte be-
deutet, mit ihm einen Teil 
der eigenen Wirtschaft zu 
beseitigen. Das wäre aber 
nicht möglich gewesen, 
ohne zugleich das gesamte 
damit zusammenhängende 
Sozialsystem zu eliminie-
ren.
Mit anderen Worten: 

Wenn Kuba kein sozialistischer Staat 
gewesen wäre, hätte es nur noch eine 
Devisenwährung gegeben. War denn 
keine andere Lösung denkbar?

Doch. Bevor die Regierung das doppelte 
Währungssystem akzeptierte, wurden noch 
zwei weitere Optionen diskutiert: die ku-
banische Wirtschaft komplett auf den US-
Dollar umzustellen oder den kubanischen 
Peso radikal abzuwerten. Beide Optionen 
wurden verworfen, weil der soziale Scha-
den sehr viel größer gewesen wäre als der, 
der durch das doppelte Währungssystem 
entstanden ist. Die erste Variante hätte 
nicht nur die Übernahme eines neolibera-
len Wirtschaftsmodells bedeutet, sondern 
zugleich die Aufgabe der Autonomie und 
Kontrolle in der nationalen Wirtschaftspo-
litik. Die zweite Variante – dabei konnte 
man sich auf die verheerenden Erfahrun-
gen in Osteuropa, der UdSSR und in la-
teinamerikanischen Staaten berufen – hätte 
die Kaufkraft der Bevölkerung noch viel 
mehr gesenkt. Die kubanische Regierung 

kam also zu dem Schluß, daß das doppel-
te Währungssystem kurzfristig und unter 
den gegebenen Bedingungen mehr Nutzen 
brachte, als es Schaden anrichtete.

Inzwischen wird diskutiert, das dop-
pelte Währungssystem wieder abzu-
schaffen und den kubanischen Peso 
als einziges Zahlungsmittel aufzuwer-
ten. Ist das denkbar?

Eine Abschaffung des derzeitigen Systems 
ist nur in dem Maße denkbar, wie dem 
kubanischen Peso sein Gewicht und seine 
Kaufkraft zurückgegeben werden. Kurzum: 
Er müßte aufgewertet werden. Das wieder-
um ist nur möglich, wenn die Wirtschaft 
des Landes effizienter wird und wächst. 
Nach dieser Logik müßte ein neuer, starker 
Peso mit einer Neugliederung des gesamten 
sozialistischen Systems einhergehen, mit 
den Preisen, den Löhnen und Gehältern, 
mit den staatlichen Subventionen, mit der 
Produktion und den Produktionsverhältnis-
sen. Deswegen wurde von Regierungssei-
te schon darauf hingewiesen, daß solche 
Neuerungen nur integral und konzeptuell 
sein können. Es müßte über die Eigentums-
verhältnisse diskutiert werden, über Kom-
petenzen und Anreize. Mit anderen Worten: 
Es ist eine Diskussion über das Wesen des 
kubanischen Sozialismus und darüber, wie 
die sozialen Errungenschaften der Revolu-
tion bewahrt werden können.

Im Frühjahr dieses Jahres kam es 
in einer Universität in Havanna zu 
einer Diskussion zwischen dem Par-
lamentspräsidenten Ricardo Alarcón 
und einem Studenten. Der junge 
Mann fragte Alarcón, weshalb er eine 
Flasche Shampoo mit konvertiblem 
Peso bezahlen müsse, wo er doch ku-
banische Pesos verdiene. Was würden 
Sie ihm antworten?

Ich würde ihm sagen, daß die kubanische 
Regierung sich dieses Widerspruchs be-
wußt ist und, da bin ich mir sicher, an einer 
Lösung arbeitet. Ich würde ihm sagen, daß 
die Verbesserung und das Wachstum der 
Wirtschaft nötig ist, damit die Währung, in 
der die Mehrheit der Bevölkerung entlohnt 
wird, wieder wirkliche Kaufkraft bekommt.

Trotzdem die Nachfrage: Weshalb 
kostet eine Flasche Shampoo in Kuba 
einen Betrag, der drei Tagesgehältern 
in kubanischen Peso entspricht?

Das hängt mit dem System der Produkti-
on und mit dem Sozialsystem zusammen. 
Ich versuche es zu erklären: Die Mehrheit 
der kubanischen Unternehmen muß einen 
großen Teil ihrer Produktion an den Staat 
abführen, damit dieser die Güter an die Be-
völkerung verteilt. Das geschieht unter an-
derem über Bezugsmarken, im Rahmen des 
Gesundheitssystems oder durch Nahrungs-
mittelzuwendungen. Diese Unternehmen 
arbeiten nun fast ausschließlich mit Devi-
sen. Trotzdem werden über das Verteilungs-
system im Schnitt 80 Prozent der Produkte 
mit subventionierten Preisen in kubanischen 
Peso verkauft. In der Folge schreiben die 
Unternehmen rote Zahlen. Wie kann den 
Defiziten der Unternehmen entgegenge-
wirkt werden? Wiederum mit staatlichen 
Subventionen. Aber die zur Verfügung ste-
henden Ressourcen sind knapp. Welche Op-
tion besteht also? Die Unternehmen müssen 
einen Teil ihrer Produktion zu einem höhe-
ren Preis gegen Devisen verkaufen. Sie ex-
portieren, beliefern die Tourismusbranche 
oder die Devisengeschäfte, die es im ganzen 
Land gibt. Das Folgeproblem ist, daß die 
Unternehmen ständig um Rentabilität kämp-
fen müssen und ihren Mitarbeitern nicht 
mehr bezahlen können. Deswegen werden 
die Gehälter weiterhin in kubanischen Peso 
bezahlt, mit denen die Güter, die außerhalb 
des traditionellen Systems verkauft werden, 
nur schwer zu bezahlen sind.

Welche Rolle spielt in dieser Situation 
die Landwirtschaft?

In Kuba herrscht zu Recht große Sorge 
über das Unvermögen der landwirtschaft-
lichen Betriebe, die Bedürfnisse der Bevöl-
kerung zu befriedigen. Hinzu kommen die 
steigenden Kosten für diejenigen Agrar-
produkte, die importiert werden müssen. 
Deswegen spitzen sich die heute in Kuba 
existierenden Widersprüche auf dem Land 
zu. Die nun angestoßenen Reformen in 
der Landwirtschaft haben deswegen zwei 
Ziele: Zum einen soll die Versorgung mit 
Lebensmitteln gesichert werden. Zum 
zweiten sollen Produktionsformen entwik-
kelt werden, die, wenn sie sich bewähren, 
später in anderen Wirtschaftsbereichen an-
gewandt werden können. So hofft man, zu 
mehr Effizienz zu kommen, um das System 
der zwei Währungen abschaffen zu kön-
nen. Interview: Pascal Serrano
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» D i e  d o p p e l t e  W ä h r u n g  b ra c h t e  
Ku b a  m e h r  N u t ze n  a l s  S c h a d e n «
Die Existenz von zwei Zahlungsmitteln in dem Karibikstaat hat soziale Folgen. Aber gibt es Alternativen? 
Ein Gespräch mit der Ökonomin Cristina Xalma

Die Wirtschaftswissenschaft-
lerin Cristina Xalma ist Mit-
arbeiterin der Universität 

Barcelona. Sie ist Autorin des 
Buches »Cuba: Hacia dónde?« 
über den Wandel in dem Kari-
bikstaat in den 1990er Jahren.

Pascual Serrano ist Mitbe-
gründer des spanischspra-
chigen InternetportalsA 
Rebelion.org.
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Im Jahr 2005 bekräftigte Hugo 
Chávez, der Anführer der bolivari-
schen Revolution in Venezuela, die 
Notwendigkeit, »einen neuen Sozia-

lismus« aufzubauen. Es sollte ein Sozia-
lismus sein, der es erlaubt, der Barbarei 
entgegenzutreten, die von den neoliberalen 
Experimenten in Lateinamerika und ande-
ren Ländern der Welt angerichtet worden 
war. Wer hätte so etwas ein paar Jahre zuvor 
zu äußern gewagt?

Die Debatte unter den linken Kräften 
über ein Konzept begann, das schließ-
lich Sozialismus des 21. Jahrhunderts ge-
nannt werden sollte. Der Sozialismus des 
21.  Jahrhunderts wird dabei aber nicht als 
starre Doktrin verstanden, sondern als eine 
Strömung, die verschiedene Vorstellungen 
von einer ökologisch nachhaltigen und un-
ter den gegenwärtigen Bedingungen mög-
lichen sozialistischen Gesellschaft vereint. 
Seine wesentlichen Bestandteile kristalli-
sieren sich erst nach und nach heraus, und 
nicht selten stehen die Autoren untereinan-
der im Widerstreit.

In einem für die revolutionären Utopien 
ungünstigen Umfeld, in dem die interna-
tionalen Beziehungen von der Logik des 
Kapitals bestimmt sind, verteidigt die ku-
banische Revolution ihr gesellschaftliches 
Projekt einer tatsächlichen, dem Menschen 
Würde verleihenden Emanzipation. Weil 
unter den aktuellen historischen Bedingun-
gen aber auch die Auseinandersetzung um 
den Sozialismus von neuem geführt wird, 
muß deswegen ebenfalls nach dem kuba-
nischen Beitrag gefragt werden. Was kann 
Kuba einbringen, und was kann es lernen? 
Welches sind die grundlegenden theoreti-
schen und ideologischen Herausforderun-
gen aus dieser Debatte für die strategische 
Entwicklung der kubanischen Revolution? 
Auf welche Vermächtnisse greift man zu-
rück, welche verwirft man?

Im Ausland werden das kubanische Volk 
und seine Führung sehr verschieden wahr-
genommen. Kuba ist international wei-
terhin ein Beispiel des Widerstandes und 
konsequenten Kampfes. Die Erfolge im 
Bildungs-, Kultur- und Sportsektor, bei der 
Zivilverteidigung und der unverändert ge-
übten Solidarität auf internationaler Ebene 
stoßen auf breite Anerkennung. Offen oder 
hinter vorgehaltener Hand wird Kuba zu-
gleich aber als Überbleibsel des »realen 
Sozialismus« bezeichnet.

Dabei kann die heutige kubanische Ge-
sellschaft nicht ohne ihre Geschichte ver-

standen werden, ohne die Bedingungen ih-
rer Entstehung und ihre Entwicklung wäh-
rend der vergangenen fünfzig Jahre. Die 
Unkenntnis über die kubanische Realität 
bleibt einer der Hauptfaktoren, die es heu-
te erlauben, die Revolution zu schwächen 
und so die Voraussetzungen für Angriffe 
und Manipulationen zu schaffen.

Besondere Bedeutung aber haben die 
Ereignisse im letzten Jahrzehnt des 20. 
Jahrhunderts. Zu Beginn dieser Jahre sah 
sich das Land auf einen Schlag mit dem 
Verlust der Hauptquellen seiner finanziel-
len, materiellen, energetischen und tech-
nologischen Ressourcen konfrontiert. 85 
Prozent des Außenhandels, der mit dem 
vormals sozialistischen Lager abgewickelt 
worden war, fielen weg. Von dreizehn Mil-

lionen Tonnen Erdöl jährlich fiel der Ver-
brauch auf etwa sechs Millionen Tonnen.

Doch die Gegenmaßnahmen wirkten 
sich durchaus positiv auf die Wirtschaft 
aus. Seit 1995 wächst das Bruttoinlands-
produkt systematisch. Im Vergleich zu 
1989 konnten 49 Prozent des Produktions-
rückgangs wieder ausgeglichen werden. 
Das Haushaltsdefizit ist unter Kontrolle 
und die Wechselkurse konnten stabilisiert 
werden. Auch die Nickel-, Stahl-, Erdöl-,  
Tabak- und Holzproduktion haben sich er-
holt und der Tourismus wurde ausgebaut. 
All das hatte gesellschaftliche Folgen.

Für die Kubaner ist der Sozialismus in 
dieser Situation nicht eine beliebige Op-
tion. Er ist eine Notwendigkeit, die das 
Überleben, die gesellschaftliche Entwick-

lung, die Verteidigung und Festigung ihrer 
Identität gewährleistet. Im 21. Jahrhundert 
gibt es nicht wenige Kräfte, die die sozia-
listische Idee wieder aufgreifen und für 
sie kämpfen – und dabei immer von ihren 
konkreten Erfahrungen ausgehen. Deshalb 
ist es für uns heute wichtig, die Zusammen-
arbeit zwischen den Protagonisten dieser 
Modelle zu stärken.

In Kuba müssen wir derzeit neue Lösun-
gen für die entstandenen Widersprüche fin-
den. Wir sind bereit zu verändern, was wir 
verändern müssen. Wir werden aber nicht 
unsere Orientierung auf Gerechtigkeit, so-
ziale Gleichheit und die sozialistische Ver-
gesellschaftung in Wirtschaft, Politik und 
Kultur preisgeben.

Auch innerhalb der kubanischen Ge-
sellschaft wird in diesem Zusammenhang 
eine Debatte darüber geführt, was wir 
unter Sozialismus verstehen. Dieser Mei-
nungsaustausch geht immer vom alltäg-
lichen Leben aus, von dem Verstand der 
Frauen und Männer, die ein halbes Jahr-
hundert lang an einem historischen Pro-
jekt mit einer klaren emanzipatorischen 
Ausrichtung mitgewirkt haben. Die Theo-
rie wird deshalb aber nicht vernachlässigt. 
Jeder, der sich näher mit Kuba beschäf-
tigt, wird den praktischen Gehalt dessen, 
was diskutiert wird, erkennen. Er wird 
erkennen, wie Fehler, Mängel und bü-
rokratische Hürden ausgemacht werden, 
die es mitunter erschweren, grundlegende 
Bedürfnisse zu befriedigen. Er wird aber 
auch den Willen erkennen, von einem 
sozialistischen Modell zum anderen über-
zugehen, um unser Gesellschaftssystem 
zum Wohl des Menschen zu verbessern.

Daß die Fortführung unseres gesell-
schaftlichen und politischen Projekts sub-
stantielle Veränderungen verlangt, wurde 
auch in einer Volksbefragung deutlich, die 
Raúl Castro vom 26. Juli 2007 eingefordert 
hatte. Die Behebung der dabei angespro-
chenen Probleme hängt unmittelbar von 
strukturellen und konzeptionellen Verän-
derungen ab. Eine lebendige Revolution 
setzt schließlich die ständige Analyse der 
Gesellschaft und der Prämissen voraus, 
auf denen die politische Tätigkeit basiert. 
Diese Erfahrungen des kubanischen So-
zialismus kann man nicht ignorieren. Fi-
del Castro hatte es einmal so ausgedrückt: 
»Unsere Absicht ist es nicht, ein Modell 
für den Aufbau des Sozialismus zu sein, 
sondern ein Beispiel für die Verteidigung 
des Rechts, ihn zu errichten.«

Jorge Luis Santana Pérez 
und Concepción Nieves 
Ayús sind Mitarbeiter des 
Philosophischen Institutes 
der Universität Havanna.

Lebendige Revolution
Der Sozialismus im 21. Jahrhundert und die kubanische Praxis: Zwei Konzepte, die sich ergänzen.  
Von Jorge Luis Santana Pérez und Concepción Nieves Ayús, Havanna

V.i.S.d.P. Ulrich Maurer

Weitere Informationen unter www.linksfraktion.de

Der Wind in Lateinamerika bläst kräftig nach links
Für mehr Solidarität!
-  In Venezuela, Uruguay und Ecuador werden Bodenschätze in nationales 

Eigentum zurückgeführt und internationale Konzerne enteignet. 
Endlich entscheiden die Völker über das, was ihnen gehört. 

-  Kuba hilft mit Lehrern und Ärzten. Auf der Tagesordnung stehen Reformen 
in Landwirtschaft, Wirtschaft, Umweltschutz und in der Bildung. 
Kuba ist nicht mehr allein.

-  In Bolivien ist ein Indio Präsident. Evo Morales hat den Ureinwohnern 
Lateinamerikas Würde und Sprache zurückgegeben.

-  In Paraguay ist nach 65 Jahren die Militärdiktatur abgewählt worden. 
Der neue Präsident, Ex-Bischof Lugo, will mehr Demokratie.

Wir fordern von Deutschland 
und der EU solidarische 
Wirtschafts beziehungen 
statt neoliberaler 
Ausplünderung!
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Ernte im Test: Tabakbauer 
mit selbstproduzierter Zi-
garre in der Provinz Pinar 
del Rio im Westen Kubas
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In der Debatte um die im Juni beende-
ten Sanktionen der EU gegen Kuba 
hatte Deutschland sich stets bedeckt 
gehalten. Berlin gehörte nicht zu den 

Scharfmachern wie die Tschechische Re-
publik und andere osteuropäische Staaten, 
die ganz im Sinne der USA handelten. Die 
Bundesregierung hatte aber auch nie ein-
deutig signalisiert, sich für eine Normali-
sierung der Beziehungen zu Kuba einsetzen 
zu wollen. Sie verteidigte die ausgesetzten, 
aber nicht aufgehobenen Sanktionen gegen 
Kuba. Noch vor dem Gipfel zwischen der 
EU und den USA am 30. April 2007 gab 
man in Berlin zu verstehen, dem Wunsch 
Washingtons nachkommen und die deut-
sche Kuba-Politik den Anforderungen des 
US-Außenamtes anpassen zu wollen. Daß 
es letztlich nicht dazu gekommen ist, hat 
mit den erheblichen Differenzen zu tun, 
die innerhalb der Europäischen Union be-
standen.

Länder wie Frankreich, Spanien und die 
damalige Mitte-Links-Regierung in Italien 
waren nicht willens, dem Druck der USA 
gegen Kuba zu folgen. Selbst die mit Berlin 
verbundene lateinamerikanische Rechtsre-
gierung in Mexiko forderte vom BRD-Au-
ßenminister, der damals in Mexiko-Stadt 
zu Besuch war, eine »normalisierte« deut-
sche und europäische Kuba-Politik.

Die Realität gibt dieser Position recht. 
Denn während Washingtons weiter die 
Konfrontation mit Kuba sucht, ist die dor-
tige Wirtschaft auf Erfolgskurs. Dazu trägt 
maßgeblich bei, daß sich Havanna bei der 
Wahl seiner Handelspartner neu orientiert. 
In den vergangenen Jahren haben Kuba, 
China und Vietnam ihre Zusammenarbeit 
intensiviert. Ohnehin ist China einer der 
aktivsten internationalen Handelspartner 
für Länder der sogenannten dritten Welt.

Die Fortführung der Sanktionspolitik 
gegen Kuba liegt schon deswegen nicht im 
europäischen Interesse. Wenn sie dem US-
amerikanischen Kurs weiter folgen, könn-
ten die EU-Unternehmen wichtige Chan-
cen verlieren und reale Verluste erleiden.

Die Sanktionen waren 2003 gegen Kuba 
verhängt worden. Grund war die Verhaf-
tung von 75 Staatsbürgern, die nach  Auf-
fassung der Justiz des Karibikstaates im 
Auftrag der USA einen Umsturz in Kuba 
vorbereiten sollten. Die EU verlangte dar-
aufhin von Havanna, die »Menschenrechts-
lage zu verbessern«. Auch jetzt hält sie 
diese Forderung aufrecht und droht neue 
Sanktionen an, sollte die kubanische Re-
gierung den Forderungen aus Brüssel nicht 
nachkommen. Für diese Revisionsklausel 
in dem Dokument zur Sanktionsaufhebung 
haben sich unter anderem Deutschland, 
Tschechien und  Schweden stark gemacht.

Mit der Entscheidung vom 19. Juni, die 
Sanktionen gegenüber der Inselrepublik 
aufzuheben, sollte ein neues Kapitel in den 
Beziehungen zwischen der EU und Kuba 
aufgeschlagen werden. Dennoch: Die bis-
herige Politik gegenüber dem Karibikstaat 
wurde keinesfalls revidiert. Im Kern stellt 
sie ebenso wie die der USA einen Angriff 
auf die Souveränität Kubas dar und ist so-
mit ein Hindernis für die Normalisierung 
der Beziehungen. Linke Politik muß auf 
eine grundsätzliche Änderung des Verhal-
tens der EU gegenüber Kuba abzielen.

Daß es überhaupt zu der Sanktionsauf-
hebung gekommen ist, hat weniger mit 
einer grundsätzlichen Änderung der eu-
ropäischen Politik zu tun, sondern trägt 
den neuen Realitäten Lateinamerikas 
Rechnung. Es ist die Linksentwicklung in 
der Region, die die Pläne von EU-Europa 
durcheinandergewirbelt hat und zu einer 
Kurskorrektur gegenüber Kuba zwang. 
Dessen Revolution genießt in ganz Latein-

amerika nach wie vor hohes Ansehen. Eine 
konfrontative Politik gegenüber Havanna, 
das hat die EU einsehen müssen, ist ihren 
Plänen in Lateinamerika keineswegs zu-
träglich. Zudem erwies sich die Troika an 
der Spitze Kubas – Raúl Castro, Felipe 
Pérez Roque und Carlos Lage – als stabiler 
als von den Anti-Kuba-Experten erhofft. 
Notwendige Reformen wurden eingeleitet. 
In vielen Bereichen steht das Land vor 
wichtigen Veränderungen. Auch dies führ-
te in der EU dazu, den Kurs aggressiver 
Konfrontation aufzugeben und statt dessen 
nach dem alten Motto »Wandel durch An-
näherung« zu verfahren. Zudem wollen 
gerade Spanier, Portugiesen und Franzo-
sen mit Lateinamerika, auch mit den linken 
und fortschrittlichen Regierungen, gute 
Geschäftsbeziehungen unterhalten. Ihnen 
ist eine aggressive Kuba-Politik der EU 
hinderlich. Der Rückzug Fidel Castros aus 
der kubanischen Staatsführung bot Brüssel 
deswegen anscheinend die Chance für ei-
nen Kurswechsel ohne Gesichtsverlust.

Bei der Entwicklung einer strategischen 
Partnerschaft mit Lateinamerika, die von 
seiten der EU im Zeichen einer neolibera-
len Politik stehen soll, hatte Brüssel bei den 
EU-Lateinamerika-Gipfeln in Wien 2007 
und jüngst in Lima herbe Rückschläge 
hinnehmen müssen. Der Versuch, Freihan-
delsabkommen nach neoliberalen Prinzipi-
en – wie mit Mexiko 1997 und Chile 2003 
– durchzusetzen, scheiterte am Widerstand 
der neuen selbstbewußten Regierungen 
des Kontinents. In Wien hat die EU im 
Abschlußdokument ihre bislang rigorose, 
auf Interventionismus zielende Politik vor-
sichtig modifiziert. Klargestellt wurde, daß 
es »kein einheitliches Demokratiemodell 
gibt«. Auch das Recht auf Souveränität und 
territoriale Integrität der Staaten wurde an-
erkannt.

Das Abschlußdokument distanzierte 
sich in bezug auf Kuba von den exterrito-
rialen Bestimmungen des US-amerikani-
schen Helms-Burton-Gesetzes, dem Herz-
stück der Washingtoner Blockadepolitik 
gegenüber Havanna. Mit der Bestimmung 
sollte jeder Handel mit Kuba unterbunden 
werden, um dessen Wirtschaft zu schä-
digen und den von den USA forcierten 

Wandel – also die Machteroberung durch 
die kubanische Miami-Bourgeosie – zu 
ermöglichen.

Dank der Linksentwicklung in La-
teinamerika, die ohne Kuba nicht denk-
bar wäre, sind die Pläne der USA, aber 
auch die der EU vereitelt worden. Trotz 
aller Probleme, mit denen die kubanische 
Revolution nach wie vor konfrontiert ist, 
hat sich die Situation im Land deutlich 
verbessert. Die Wirtschaft hat sich erholt, 
vor allem durch die Zusammenarbeit der 
Staaten der Bolivarischen Alternative für 
Amerika (ALBA), und verzeichnet jähr-
lich hohe Zuwachsraten. Das führt auch zu 
einer Verbesserung der politischen Lage 
innerhalb Kubas.

Die Partei Die Linke setzt sich in dieser 
Situation für einen grundsätzlichen Kurs-
wechsel der deutschen und europäischen 
Kuba-Politik ein. Diese muß auf einer ra-
tionalen Grundlage die Interessen Kubas 
an einer selbstbestimmten Entwicklung 
anerkennen. Dabei sind einige Grundsätze 
wichtig: Die deutsche Politik darf gegen-
über regionalen Zusammenschlüssen wie 
ALBA, der Andengemeinschaft oder dem 
Mercosur keine Forderungen erheben, 
die den regionalen Integrationsprozessen 
entgegenwirken. Abkommen zwischen 
der EU und Kuba müssen dem Anspruch 
entwicklungspolitischer Kohärenz gerecht 
werden; insbesondere dadurch, daß ein 
Transfer von Technologie und Know-how 
stattfindet und dass Schutzmaßnahmen 
für die kubanische Wirtschaft akzeptiert 
werden. Vor allem aber muß sich Berlin 
gegenüber der US-Regierung deutlicher 
positionieren. Denn bis auf weiteres wird 
sich jede europäische Regierung in Kuba 
daran messen lassen müssen, wie sie zu 
der illegalen Wirtschafts-, Handels- und 
Finanzblockade der USA gegen den Kari-
bikstaat steht.

Wolfgang  
Gehrcke ist Bun-
destagsabgeordne-
ter der Partei Die 
Linke.

Eine neue Kuba-Politik?
Im Juni hat die EU ihre Sanktionen gegenüber Havanna aufgehoben. Trotzdem 
ist die Position Berlins weiter fragwürdig. Von Wolfgang Gehrcke

– Tropicana Touristik GmbH – 
Ihr kubanischer Reiseveranstalter in Deutschland
mit freudlicher Unterstützung von Cuba Sí

• „Auf den Spuren der Revolution“ – die besondere Kubareise. 
  13.01. bis 27./28.01.09 
mit Heinz Langer, langjähriger Botschafter der DDR in Kuba!
Nutzen Sie die exzellenten Kenntnisse Ihres Reisebegleiters und ma-
chen Sie sich vertraut mit Geschichte, Gegenwart und Zukunftschancen 
Kubas.
Lassen Sie sich anstecken von der Herzlichkeit, der Gastfreundschaft 
und der sprühenden Lebenslust der kubanischen Menschen.
Die Reise führt Sie, reichlich gespickt mit interessanten Höhepunkten, 
quer durch Kuba von Varadero über Camagüey, Guardalavaca, Santia-
go de Cuba, Trinidad, Cienfuegos und Havanna nach Varadero zurück.
16 Tage (14 Nächte) mit Halbpension bzw. Vollpension inklusive Flug ab 
Berlin
zum Preis von 1  998,– € + 25,– € Touristenkarte, Einzelzimmerzuschlag 
231,– €.  Mindestteilnehmerzahl 16 Personen.

Fordern Sie das ausführliche Angebot an!
Tropicana Touristik GmbH
Berliner Str. 161
10715 Berlin
Tel. 0 30/8 53 70 41/42
Fax 0 30-8 53 40 70
e-mail: lutz@tropicana-touristik.de
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Bildung ist Menschenrecht
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Als der Diktator Fulgencio 
Batista Kuba am 1.  Janu-
ar 1959 mit dem Flugzeug 
Hals über Kopf verläßt, ist 

das der Sieg eines jahrelangen, mit mili-
tärischen Mitteln geführten revolutionä-
ren Kampfes. Keine äußere Macht hatte 
daran mitgewirkt. So ist es berechtigt, 
wenn mir mein Freund Oscarito 2008 
im Gespräch in Havanna entgegenhält: 
»Bei allen Problemen unserer Revolu-
tion in der Gegenwart waren wir nie 
wie die DDR und sind wir heute nicht 
wie China. Wer mit uns über unsere 
Gegenwart und Zukunft sprechen will, 
darf nicht versuchen, uns von unserer 
eigenen revolutionären Geschichte zu 
trennen.«

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts wird 
wieder über Sozialismus gesprochen 
und es werden Grundlagen für eine 
solche Entwicklung in Lateinamerika 
entdeckt. Venezuelas Präsident Hugo 
Chávez hat eine solche Perspektive zum 
Ziel seiner Politik erklärt. Doch läßt 
es sich über einen Sozialismus im 21. 
Jahrhundert scheinbar leichter diskutie-
ren, wenn die Erfahrungen von Kuba 
und China außen vor bleiben und die 
Geschichte des realen Sozialismus in 
Europa als eine Kette von Fehlern, Irrtü-
mern und Verbrechen wahrgenommen 
wird. Diese Betrachtungsweise kulmi-
niert in der Bezeichnung der DDR als 
zweiter deutscher Diktatur im 20.  Jahr-
hundert. Wer sich dem deutschen Zeit-
geist beugt, wird weder an einer kon-
struktiv-kritischen Sozialismus-Debatte 
teilnehmen können, noch den Mut fin-
den, nicht nur berechtigt über Fehler bis 
hin zu Verbrechen zu diskutieren, die es 
im Realsozialismus gab, sondern auch 
Erfahrungen, Erkenntnisse und Errun-
genschaften zu benennen, die mit ihm 
verbunden waren und die für eine sozia-
listische Perspektive im 21. Jahrhundert 
bedeutsam sein könnten.

In Lateinamerika wird die neue Ära 
auch mit Personen verbunden, die lin-
ken Regierungen vorstehen. Das gilt für 
Kuba gleichermaßen. Am 24. Februar 
2008, nach Ortszeit gegen 16 Uhr, er-
griff dort der neue Präsident Kubas, 
Raúl Castro, in der Nationalversamm-
lung das Wort zu seiner ersten Regie-
rungserklärung. Bereits am 31. Juli 
2006 hatte Fidel Castro wegen einer 
schweren Erkrankung seine Funktionen 
in Staat, Partei und Militär vorüberge-
hend auf seinen fünf Jahre jüngeren 
Bruder Raúl Castro übertragen. Ent-
gegen den Erwartungen in der westli-
chen Politik ist mit der Übergabe  kein 
Machtvakuum und keine Instabilität in 
Kuba entstanden.

Die Frage, ob es in der Inselrepu-
blik um Entwicklungen innerhalb des 
bestehenden Systems gehen soll oder 
Veränderungen am Sozialismus in Ku-
ba vollzogen werden sollen, ist gewiß 
nicht als Spitzfindigkeit abzutun. Sie 
gehört zu den zentralen Debatten linker 
Kräfte in verschiedenen lateinamerika-
nischen Ländern, die speziell in Vene-
zuela auf eine Politik für Sozialismus 
im 21. Jahrhundert ausgerichtet ist. Es 

geht in diesem Meinungsstreit und auch 
in der Politik nicht um den Sozialismus 
des 21. Jahrhunderts per se, nicht um 
ein vorzugebendes Modell. Überlegun-
gen, die auf ein solches allgemeingülti-
ges Modell abzielen, entsprechen nicht 
den Erfahrungen des Sozialismus im 
20. Jahrhundert und schon gar nicht 
den sehr unterschiedlichen Realitäten 
Lateinamerikas, von Europa ganz zu 
schweigen.

Kuba geht in das 50. Jahr seiner Re-
volution und hat nie aufgehört, diese 
Geschichte als einen ständigen Prozeß 
zu verstehen. In dessen Verlauf wurden 
Erfolge erzielt und Fehler gemacht, wie 
Raúl Castro am 24. Februar betonte. 
Im guten wie im schlechten sind An-
gleichungen an sozialistische Länder 
Europas erfolgt.

Eine Bodenreform wurde schon 
1959 durchgeführt. 850 000 Hektar 
Land wurden enteignet, davon wurden 
420 000 Hektar an Kleinbauern ver-
teilt. Bei der Fortsetzung der Reform 
blieb privater Landbesitz zum Teil be-
stehen, ein anderer Teil wurde genos-
senschaftlich bearbeitet, die größeren 
Staatsfarmen erhielten den höchsten 
Stellenwert. Es vollzogen sich damit 
gewaltige Veränderungen, die die USA 
mit einer Wirtschaftsblockade sofort 
auf den Plan riefen. Mehr als die Hälfte 
des Bodens war in den Händen auslän-
discher Eigentümer gewesen und die 
Zuckerrohrproduktion in Kuba erfolgte 
unter dem Dach großer US-Unterneh-
men. Heute erfordert die Versorgung in 
Kuba Lebensmittelimporte im Wert von 
1,6 Milliarden US-Dollar. Die Kleinbe-
triebe produzieren die Hälfte der Nah-
rungsgüter. José Luis Rodriguez, der 
Minister für Wirtschaft und Planung, 
sieht nur den einen Ausweg: Kuba muß 
und kann seine eigene Versorgung si-
chern. 

Welche Einrichtungen des Gesund-
heitswesens ich in Kuba auch besuchte, 

ob die Augenklinik, die Gesundheits-
zentren in Havanna oder eines in den 
Bergen bei Cienfuegos, überall konnte 
ich mich vom hohen Niveau der medi-
zinischen Betreuung überzeugen. Und 
beim Gang durch die Lateinamerika-
nische Universität zur Ausbildung von 
Ärztinnen und Ärzten aus über 30 Län-
dern war eine andere Seite kubanischer 
Solidarität zu erleben. Kuba hat nicht 
aufgehört, solidarisch mit Entwick-
lungsländern zu sein.

Während eines Besuches in der Uni-
versität von Havanna erinnerte man 
sich  noch genau an eine Rede, die Fi-
del Castro dort am 17. November 2005 
gehalten hatte. In dieser Rede wurde 
seine Sorge um die Art und Weise des 
Fortganges der Revolution sichtbar. Da 
wurde Klartext über Erscheinungen wie 
Korruption, geringe Motivation für ho-
he Leistungen und anderes gesprochen 
und die Überzeugung bekundet, daß 
auch die heutigen und nachfolgenden 
Generationen verstehen werden, daß 
die Zukunft Kubas und des Kontinents 
mit dem revolutionären Prozeß zum So-
zialismus hin verbunden bleibt.

Eigentlich war das keine Rede im üb-
lichen Sinne, über weite Strecken eher 
die Unterhaltung eines Mannes, der vor 
60 Jahren an der Universität zum Studi-
um aufgenommen worden war, mit den 
Studenten von heute. Er spannte einen 
weiten Bogen von der Vergangenheit 
bis in die Zukunft. Der Alltag Kubas 
mit all den Sorgen der Menschen fand 
Beachtung, es wurde keine Unfehlbar-
keit gepriesen und an die Jugend ge-
wandt die Aufforderung ausgesprochen, 
den Revolutionsprozeß nicht abreißen 
zu lassen.

Die heutigen Absolventen sind die 
dritte oder vierte Generation nach der 
Revolution. Ihre Großeltern gehören zu 
denen, die die Revolution mitgemacht 
oder erlebt haben und in ihrer großen 
Mehrheit daran festhalten. Manchmal 

sind es die Urgroßeltern, soweit sie 
noch leben.

Schon wenige Wochen nach der Über-
nahme der Präsidentschaft durch Raúl 
Castro legen Schritte und Maßnahmen 
Zeugnis ab von der Entschlossenheit zu 
schnellem Handeln. Unbearbeiteter Bo-
den wird Kooperativen übergeben, die ihn 
als Pachtland bestellen werden. Der Ver-
kauf von Handys und Rechnern, erwei-
terter Zugang zum Internet und zu bisher 
nur Touristen vorbehaltenen Hotels sind 
Zeichen sogenannter Öffnung, aber auch 
materieller Anreiz zu Leistung.

Die jetzt verkündeten Ziele haben 
durchaus etwas mit den Rechten der 
Menschen in Kuba zu tun, die weiter 
verbessert werden sollen. In wie vielen 
westlichen Demokratien, zu denen auch 
die BRD gehört, wird gerade jetzt dar-
über gestritten, wie viele Verbote neu zu 
schaffen sind. Das geschieht ebenfalls 
mit dem ständigen Verweis auf Bedro-
hung. Niemand wird aber behaupten 
wollen und beweisen können, daß auch 
nur eine Bombe oder Granate aus Kuba 
die USA bedroht oder bereits getrof-
fen hätte. Daß Kuba schon den Versuch 
einer Aggression erlebt hat, ist jedoch 
nicht zu bestreiten. Das war zwar im 
Jahre 1962 in der Schweinebucht, aber 
eine Erklärung von seiten der USA, so 
etwas würde sich nie wiederholen, gibt 
es bis heute nicht. Wer statt auf Dia-
log, den Kuba anbietet, auf Verurteilung 
setzt, hilft Fronten zu verhärten und 
trägt nicht zur Verständigung bei.

In Lateinamerika hat eine neue Ära 
begonnen, und Kuba war und ist Teil 
dieses Prozesses. Es wird kein Modell 
des einen lateinamerikanischen Sozia-
lismus geben, sondern er wird sich mit 
unterschiedlichen Elementen in den 
verschiedenen Ländern entwickeln. Ku-
ba kann und wird an diesem Prozeß 
mit den Besonderheiten aus seiner Ge-
schichte heraus teilhaben und wird ihn 
mit eigenen Erfahrungen bereichern.

Weder DDR noch China
Um Kubas Realität zu verstehen, muß man seine Geschichte kennen. Zur Rolle Havannas und dem 
Sozialismus des 21. Jahrhunderts. Von Hans Modrow

Hans Modrow war DDR-
Ministerpräsident und 
langjähriger Ehrenvor-
sitzender der PDS. Er 
besuchte Kuba zuletzt im 
Februar 2008.

Für eine bessere Welt: gegen Hunger, Elend, Ausbeu-
tung und Krieg! Gegen die Blockade von Cuba! Contra 
el Bloqueo de Cuba! Wir lassen Cuba nicht allein! 
Cuba no esta sola! www.soli-cuba.org

Soli Cuba e.V  Düsseldorf – Rommerskirchen – Camagüey – Solidarität mit Cuba. 
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Bei der Nachzucht:  
Arbeit in einem 
Agrarbetrieb in Havanna. 
Auch in den Städten wird 
für die Landwirtschaft 
gearbeitet
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„Solidarität ist die Zärtlichkeit
der Völker“Che

Felicidares cubanisches Volk
? 50 Jahre Revolution! ? Schluss mit der US-Blockade!
? Freiheit für die fünf in den USA inhaftierten Genossen!

? Solidaritätskonto: Postbank Köln, KTO 25 35 25-502 ? BLZ 370 100 50 ?

AG Cuba-Solidarität der DKP

Freundschafts-
gesellschaft

BRD–Kuba e.V., 
Maybachstr. 159,

50670 Köln

Freundschaftsgesellschaft BRD–Kuba e.V.

CUBA LIBRE abonnieren
Cuba Libre erscheint viermal jährlich, Einzelpreis € 3,10 
zzgl. Versandkosten; Jahresabo Inland 10,50 €, Aus-
land € 16

Die Zeitschrift Cuba Libre greift in jeder Ausgabe u.a. 
ein Schwerpunktthema kubanischer Wirklichkeit auf. 
Berichte über Lateinamerika und über Aktivitäten der 
Solidaritätsbewegungen in der BRD, aber auch welt-
weit.

Titel der aktuellen Ausgabe: Cuba – Kampf der Ideen

Leseproben und Abo unter: http://www.fgbrdkuba.de/fgcl.html

Cuba ist in aller Munde – die einen verteufeln es, 
weil es sozialistisch ist und sich dem neoliberalen 
Druck widersetzt, die anderen zollen aus denselben 
Gründen diesem Land Ihren Respekt.

An Cuba scheiden sich die Geister: Kaum ein Land 
der Welt weckt so viele widersprüchliche Assozia­
tionen und Emotionen wie diese Insel. Die weltwei­
te Anerkennung der cubanischen Leistungen auf 
den Gebieten der Bildung, des Sozialen und Medizin 
auf der einen Seite werden begleitet durch ständige 
Vorwürfe und Angriffe wegen angeblicher Men­
schenrechtsverletzungen und undemokratischer 
Verhältnisse auf der anderen Seite.

Das NETZWERK CUBA – informationsbüro – e.V. 
will einen fairen und solidarischen Zugang zu die­
sem faszinierenden Land ermöglichen.

Erfahren Sie, was Sie schon immer über Cuba wis­
sen wollten.

Mit den zweimal wöchentlich erscheinenden 
NETZWERK-CUBA-NACHRICHTEN – 
online auf dem Laufenden sein:
info@netzwerk­cuba.de

Die Europäische Union wird ihre Sanktionen ge­
gen Cuba weiterhin aussetzen. Das hat der Rat der 
EU­Außenminister am 18.06.2007 entschieden.

Das Zustandekommen dieser Entscheidung ist ein 
wenig auch das Verdienst aller, die in den vergangenen 
Wochen und Monaten mit ihrer Unterschrift den Aufruf

»Für eine neue und zukunftsfähige EU­Politik 
gegenüber Kuba« die den EU­Rat zum Umdenken 
aufgefordert haben unterstützten. Die über 1.700 
Unterschriften wurden dem luxemburgischen Au­
ßenminister Jean Asselborn persönlich von einem 
Vertreter des NETZWERK CUBA gemeinsam mit 
luxemburgischen Cuba­Freunden übergeben.

Diese vom NETZWERK CUBA – informationsbüro 
– e.V. initiierte Aktion hätte ohne die tatkräftige 
Unterstützung und Hilfe durch die regionalen, 
nationalen, internationalen Cuba­Solidaritätsorga­
nisationen und Einzelpersonen nicht diesen Erfolg 
gehabt!

Vielen Dank für Euer großartiges Engagement!
Die hat neben ungeheurem Einsatz, Kraft und 

Energie auch viel Geld gekostet.

Die weitere Verfolgung dieses und weiterer Themen 
wird in Zukunft auch viel Einsatz und Geld kosten. 
Hier für benötigen wir engagierte MitstreiterInnen, 
Fördermitglieder und Spenden!

Über Ihr Interesse freuen wir uns, über Spenden auch:
Spendenkonto: 32 33 01 04
Postbank Berlin
BLZ: 100 100 10

NETZWERK CUBA – informationsbüro – e.V.
Weydingerstr. 14–16 • D­10178 Berlin
Fon: 0 30/29 49 42 60
Fax: 0 30/29 49 42 61
Mail: info@netzwerk­cuba.de
Internet: www.netzwerk­cuba.de
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Die Stiftung des deutschen 
Bertelsmann-Konzerns ist bis-
lang vor allem für ihre innenpo-
litischen Aktivitäten bekannt. 

Angesichts der neoliberalen Globalisie-
rung aber sehen sich die Protagonisten im 
industrialisierten Norden immer neuen Wi-
derständen ausgesetzt. Ähnlich wie früher 
für Unternehmen werden von der Bertels-
mann-Stiftung deswegen seit einigen Jah-
ren Ranglisten, sogenannte Rankings, von 
Staaten erstellt. Sie sollen helfen, außen- 
und finanzpolitische Entscheidungen zu 
treffen. Das wichtigste Instrument dieser 
neuen Evaluierungspolitik ist der »Bertels-
mann Transformation Index« (BTI), der 
erstmals 2003 in Zusammenarbeit mit dem 
konservativen Münchner Centrum für an-
gewandte Politikforschung (CAP) erstellt 
wurde. Dessen Leiter, Werner Weidenfeld, 
bezeichnet den BTI als Maßstab für eine 
»gute Regierungsführung« (»good gover-
nance«).

In den jährlichen BTI-Berichten werden 
politische und wirtschaftliche Merkmale 
eines Landes betrachtet. Bewertungskrite-
rien sind zum Beispiel Rechtsstaatlichkeit, 
Markt- und Wettbewerbsordnung sowie der 
Umgang mit Privateigentum. 125 Staaten 
wurden auf diese Weise untersucht. Sie-
ben Aspekte wurden zur wirtschaftlichen 
Taxierung der Entwicklung herangezogen 
(etwa Markt- und Wettbewerbsordnung), 
vier Punkte zur Qualität des politischen 
Managements (wie Gestaltungsfähigkeit 
und internationale Zusammenarbeit) und 

fünf Kriterien zur Bewertung der politi-
schen Situation. Die Resultate des BTI 
werden von der Bertelsmann-Stiftung in 
verschiedenen internationalen Netzwerken 
verbreitet, um in bestimmten Ländern ei-
nen politischen Wandel zu unterstützen. 
Die politische Einflußnahme wird durch 
eine Verquickung mit der staatlichen Ent-
wicklungshilfe unterstützt. In den vergan-
genen Jahren haben sich wiederholt Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenar-
beit (GTZ) an Tagungen der Bertelsmann-
Stiftung beteiligt. Die staatliche Agentur 
wertet dadurch die politischen Vorhaben 
der Bertelsmann-Stiftung auf.

Trotzdem sind deren Bestrebungen nicht 
immer erfolgreich. So schrieb Weidenfeld: 
»Ein harter Kern von Transformationsver-
weigerern – von Nordkorea über zahlrei-
che arabische Staaten bis Simbabwe oder 
Kuba – hat bislang jeglicher Liberalisie-
rungsdynamik widerstanden.« Bei solchen 
Einschätzungen von höchster Ebene ist das 
Ergebnis programmiert: »Schlußlichter 
des Management-Index sind jene Länder, 
deren politische Eliten den Wandel zu De-
mokratie und Marktwirtschaft gar nicht 
anstreben«, hieß es etwa im Bericht 2006. 
Genannt wird auch Kuba. Statt zu fragen, 
weshalb Havanna nicht am Zukunftsmo-
dell des Bertelsmann-Konzerns interessiert 
ist, straft der BTI den sozialistischen Ka-
ribikstaat mit schlechten Noten ab. Dabei 
belegt gerade das Beispiel Kuba die Einsei-
tigkeit des Vorhabens.

Unabhängige Wissenschaftler werden 
gerade von untypischen Fällen zu einem ge-
naueren Blick angeregt. Diese Mühe macht 
sich der Bertelsmann-Forscher Weidenfeld 
nicht. Verbergen sich hinter dieser Verwei-
gerung wissenschaftlicher Analyse ideolo-
gische Vorurteile? Objektiv betrachtet gibt 
es neben Kuba kein anderes Land, das eine 
derart positive sozial-ökologische Entwick-
lung unter widrigsten Bedingungen genom-
men hat. Der ehemalige britische Handels-
minister Brian Wilson sagte dazu: »Kritik 
(an der Regierung in Havanna, d. Red.) 
sollte niemals die Tatsache ignorieren, daß 
Kubas wichtigster Beitrag für die Welt der 
Beweis dafür ist, wie Armut, Krankhei-
ten und Analphabetismus in einem Land 
besiegt werden können, das mit allen drei 
Übeln mehr als vertraut war. (...) Die Tatsa-
che, daß dies angesichts der andauernden 
Feindschaft eines zwanghaft besessenen 
Nachbarn erreicht wurde, erstaunt umso 
mehr.« Gemeint sind die USA, die seit An-
fang der 1960er Jahre eine Blockade gegen 
Havanna aufrechterhalten.

Dieser Aspekt aber bleibt bei den von 
Bertelsmann bezahlten Wissenschaftlern 
außen vor. Dabei ist es für die Einschät-
zung von guter Regierungspraxis ganz we-
sentlich, in welcher Umgebung und gegen-
über welchen gegnerischen Mächten sich 
eine Staatsführung behaupten muß.

Betrachtet man das Urteil der Bertels-
mann-Forscher, stößt man auf einen be-
achtlichen Widerspruch zwischen dem 
vermeintlich schlechten Management des 
kubanischen Systems und seinen Ergeb-
nissen. Anerkannt werden die Erfolge Ha-
vannas immerhin von den Organisationen 
der Vereinten Nationen, von ihrem Ent-
wicklungsprogramm UNDP und der Kul-
turbehörde UNESCO. Sogar die CIA und 
die Weltbank mußten die Erfolge der ku-
banischen Sozialpolitik schon eingestehen. 
Betrachtet man die Kriterien des Human 
Development Index des UNDP, der die 
sozialen Dimensionen gesellschaftlicher 
Entwicklung mißt, sowie die ökologische 
Dimension gesellschaftlicher Auswirkung, 
den sogenannten Ecological Footprint, ist 
Kuba das einzige Land, das den Zielen 
nachhaltiger Entwicklung gerecht wird. 
In einem Bericht der Umweltschutzor-
ganisation WWF und des Global Foot-
print Network (GFN) aus dem Jahr 2006 
heißt es: »Keine Region, noch die Welt als 
Ganzes, wird diesen beiden Kriterien für 
nachhaltige Entwicklung gerecht. Gemäß 
den Daten, die den Vereinten Nationen zur 
Verfügung gestellt wurden, trifft das nur 
auf Kuba zu«.

Der zititerte Bericht unterstreicht, wie 
groß die Kluft zwischen tatsächlich oder 
vorgeblich wissenschaftlichen Beurteilun-
gen über Kuba ist. Denn entgegen WWF 
und GFN läßt die Bertelsmann-Stiftung an 
Kuba kein gutes Haar. Dabei behauptet sie: 
»Der Management-Index des BTI rückt die 
politischen Akteure und die Fähigkeit und 
den Willen zu guter Regierungsführung in 
den Mittelpunkt der Betrachtung.« Mit kei-
nem Wort aber gehen die für den Konzern 
arbeitenden Akademiker darauf ein, wes-
halb ein so »schlechtes« System wie das 
kubanische für entscheidende Bereiche der 
Lebensverhältnisse überaus gute Ergebnis-
se erzielen kann. 

Die Probleme unserer westlichen kapi-
talistischen Gesellschaften kommen beim 
Bertelsmann-Index gar nicht vor – entge-
gen zahlreicher Studien und Berichte von 
UN-Gremien und internationalen Wissen-
schafts- und Expertennetzwerken. Klar ist 
inzwischen, daß die Lebensweise im indu-
strialisierten Norden ein globales Risiko, 
vor allem aber nicht verallgemeinerbar 
ist. Nach den Leitlinien der nachhaltigen 
Entwicklung müßten deswegen gerade 
die westlichen kapitalistischen Gesell-
schaften dringend transformiert werden. 
Für die BTI-Autoren ist dies anscheinend 
undenkbar.

Noten aus dem Norden
Mit dem »Bertelsmann Transformation Index« versucht die Stiftung des gleichnamigen Pressekonzerns, 
die Außenpolitik gezielt zu beeinflussen. Auch im Falle Kubas. Von Edgar Göll, Kairo/Berlin

Edgar Göll ist Sozial-
wissenschaftler. Er ist in 
Berlin und Kairo als Zu-
kunftsforscher tätig, seine 
besondere Aufmerksam-
keit gilt dem Konzept der 
nachhaltigen Entwicklung. 
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Erfolgreiche Einheit: In 
dem Laden in Havanna 
werden Produkte von 
einem Kleinfeld mit Hy-
drokultur verkauft. Die 
Technik wird in Städten 
angewandt und soll die 
Versorgung verbessern
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Dies ist die Geschichte einer ge-
lungenen Rebellion. Es ist die 
Rebellion kubanischer Intel-
lektueller, die vehement eine 

öffentliche Debatte über die sogenannten 
grauen fünf Jahre der jüngeren kubani-
schen Kulturgeschichte, das »Quinquenio 
Gris«, einfordern. Diese Epoche Anfang 
der 1970er Jahre war gekennzeichnet durch 
eine repressive Kulturpolitik, über die bis 
zu Beginn der hier beschriebenen Diskus-
sion ein Mantel des Schweigens gelegt 
wurde.

Auslöser der Kontroverse war im Ja-
nuar 2007 eine Sendung im kubanischen 
Fernsehen. Zur besten Sendezeit wurde ein 
gewisser Luis Pavón Tamayo als heraus-
ragender Poet dargestellt. Skandalös aber 
war, was keine Erwähnung fand: Pavón war 
zwischen 1971 und 1976 Präsident des Na-
tionalen Kulturrats und in dieser Funktion 
in einer Zeit für kulturelle Angelegenhei-
ten verantwortlich, die von »tiefgreifender 
ideologischer Dogmatisierung« bestimmt 
war. Das sagte der Schriftsteller Arturo 
Arango im Rahmen einer Veranstaltungs-
reihe in Havanna mit dem Titel »Die Kul-
turpolitik der revolutionären Periode: Er-
innerung und Reflexion«, die es sich zum 
Ziel machte, im Verlauf des vergangenen 
Jahres über jene Epoche aufzuklären. Die 
ersten Vorträge des Zyklus’ legte nun das 
Zentrum für Kulturtheorie »Criterios« mit 
Unterstützung des Kulturministeriums in 
Havanna als Anthologie vor.

Dabei gehe es nicht »um die düstere 
Farbe vergangener fünf Jahre, sondern um 
die Farbe unserer Zukunft«, schreibt der 
Herausgeber Desiderio Navarro in der Ein-
leitung. Doch der Blick zurück ist nicht zu 
vermeiden. Schließlich hatte die jahrzehn-
telange Tabuisierung der grauen Jahre zur 
Folge, daß »eine Analyse dieses Phäno-
mens immer wieder aufgeschoben wurde 
[...] stets vor dem Hintergrund, die Einheit 
nicht in Gefahr zu bringen«, so der preis-
gekrönte Literat und Essayist Ambrosio 
Fornet, der den Begriff der »grauen fünf 
Jahre« in den 1980ern geprägt hatte.

Ein eindrucksvolles Beispiel dafür, wie 
damals selbst mit loyalen Schriftstellern 
verfahren wurde, liefert Eduardo Heras 
León. Der Schriftsteller wurde 1970 nach 
der Nominierung für seine Kurzgeschich-
ten »Los pasos en la hierba« (etwa: Die 
Schritte im Gras) in den Redaktionsrat der 
Kulturzeitschrift El Caimán Barbudo be-
rufen. Nur ein Jahr später dann wurden 
seine Kurzgeschichten ohne jede Vorwar-
nung im Caimán als »konterrevolutionär« 
eingestuft, León zur Arbeit in einer Eisen-
gießerei verpflichtet. Erst fünf Jahre später 
konnte er seine universitäre und anschlie-
ßend schriftstellerische Tätigkeit wieder 
aufnehmen – eine Zeit, die für ihn und vie-
le seiner damaligen Kollegen nicht mehr 
aufzuholen ist. Umso erstaunlicher ist sein 
Resümee: »Wir hören nicht auf, das zu 
sein, was wir sind. Wir waren und bleiben 
authentische Revolutionäre. Wir sind die 
Generation der Loyalität, loyal gegenüber 
den Idealen. Die Utopie lebt weiter, und die 
Geschichte ist nicht am Ende, sondern hat 
eben erst begonnen.«

Der Architekt Mario Coyula geht in 
seinem Aufsatz den Spuren jener grauen 
Zeit in den Straßen Havannas nach. Die 
Probleme, so Coyula, waren Ursache und 
Ergebnis einer exzessiven Zentralisierung. 
Plattenbauten setzten sich durch, die, abge-
sehen von bauästhetischen Aspekten, vor 
allem den Nachteil hatten, »daß (sie) nicht 
den traditionellen Lebensformen kubani-
scher Familien entsprach(en).« In bezug 
auf die politischen Auswirkungen spricht 
Coyula auch die individuelle Mitschuld 

an: »Mit der Angst setzte auch die Doppel-
moral ein, letztlich waren wir selbst als he-
terosexuelle Atheisten und Revolutionäre 
kollaterale Opfer jener Pogrome, denn sie 
machten aus uns schlechte Menschen. Ich 
war damals dort (bei öffentlichen Denun-
ziationen), und ich meldete mich nicht, um 
dagegen aufzubegehren.«

Ähnlich den Plattenbauten ließ sich 
auch das sowjetische Sozialismusmodell 
auf Dauer nicht mit den Vorstellungen der 
kubanischen Revolution vereinen. Der So-
zialwissenschaftler Fernando Martínez He-
redia liefert vor diesem Hintergrund eine 
umfassende Analyse des Quinquenio Gris 
und geht dabei bis auf den Sieg der kuba-
nischen Revolution zurück. Für Kuba seien 
die Beziehungen zur UdSSR zwar wich-
tig gewesen. Jedoch entwickelte sich zwi-
schen Moskaus Ideologie und der »kuba-
nischen Inbrunst für den Sozialismus und 
den Marxismus« bald ein Widerspruch, der 
schwierig zu überwinden war.

Neben dem Moskau-treuen Lager hätten 
sich jene zusammengefunden, die aus den 
Reihen der Guerilleros kamen. Sie verstan-
den den Sozialismus als einen geeigneten 
Weg, um zu nationaler Befreiung und zur 
sozialer Gerechtigkeit zu gelangen. Diese 
Position betrachteten sie als konsequente 
Fortführung der revolutionären Geschichte 
Kubas seit den antikolonialen Befreiungs-
kämpfen im 19. Jahrhundert. Für Martínez 
stellt Ernesto Guevaras Schrift »Der So-
zialismus und der Mensch in Kuba« noch 
immer das wichtigste Werk jener Zeit dar. 
Doch Guevara ereilte nicht nur ein früher 
Tod im Jahre 1967, sondern auch die kul-
turpolitischen Veränderungen Anfang der 
1970er Jahre, »in der das Denken des Che 
nicht zugelassen war«. Erst in den 1980er 
Jahren begann man wieder, auf das Ideen-
gut des Che zurückzugreifen.

»Anfang der 1970er Jahre wurden die 
Grenzen des revolutionären Prozesses im-
mer sichtbarer, die Niederlage der großen 
Zuckerernte rief in Kuba ein wirtschaft-
liches Desaster hervor, in den restlichen 
lateinamerikanischen Ländern waren keine 
revolutionären Siege zu verzeichnen, noch 
gab es Länder oder Allianzen, die mehr 
oder weniger souverän (…) gegenüber den 
USA hätten auftreten können, der drama-
tische Tod von Che Guevara war immer 
noch nicht überwunden«, faßt Martínez die 
Umstände zusammen, die zu den »tiefgrei-
fenden Änderungen in der kubanischen Re-
volution« und letztlich zum »Quinquenio 
Gris« beitrugen.

In der ersten Aufsatzsammlung fällt al-
lein der Literat Arturo Arango aus dem 
Rahmen. 1955 geboren, gehörte er damals 
zu den jungen Schriftstellern, die, in staat-
lichen Literaturwerkstätten ausgebildet, 
jene Lücken füllen sollten, die aufgrund 
der repressiven Kulturpolitik während 
des Quinquenio Gris entstanden waren. 
Dennoch oder gerade deswegen fällt auch 
sein Beitrag kritisch aus. Arango bezieht 
sich insbesondere auf die Entstehung ver-
schiedener Kulturzeitschriften und Insti-
tutionen, etwa die 1961 gegründete Uni-
on der Schriftsteller und Künstler Kubas 
(UNEAC), deren interne Veränderungen er 
kritisch beleuchtet: »Es gibt keine Zweifel, 
daß 1968 die UNEAC die heterogenste kul-
turelle Institution in Kuba war. Von dort aus 
also mußte der Druck ausgeübt werden, 
um den Kultursektor zu einer Radikalität 
zu bringen, die letztlich dazu diente, dem 
Dogmatismus den Weg zu bereiten.« So 
gab denn auch der Erste Nationalkongreß 
für Erziehung und Kultur im Jahre 1971 in 
seiner offiziellen Erklärung endgültig den 
Weg für Literatur und Kunst vor. Arangos 
Fazit: »Im kulturellen Sektor Kubas war 

nur Platz für revolutionäre Intellektuelle, 
eine Bedingung, die sich nicht auf eine 
Lebenseinstellung, noch auf eine Weltan-
schauung, sondern sich strikt auf die passi-
ve Loyalität gegenüber eines Ideenkörpers 
bezog.« Die Liste der verdrängten Schrift-
stellerinnen und Schriftsteller, denen es 
zwischen 1971 und 1976 untersagt wurde, 
Bücher oder  Artikel zu veröffentlichen, ist 
lang. Dennoch: »Die große Mehrheit blieb 
ihrem Werk treu«, so Arango: »Deswegen 
würde ich es mir wünschen, daß eine der 
Lehren dieses Aufsatzes die der Ausdauer 
und die der Fortdauer der Poesie ist.« Die 
Zeit werde sich immer zugunsten der wah-
ren Literatur entscheiden.

Die Anthologie über »die Kulturpolitik 
der revolutionären Periode« ist ein politi-
sches Lehrstück. Nicht nur für die verbisse-
nen Gegner der kubanischen Kulturpolitik, 
sondern auch für diejenigen, die diese kri-
tisch-konstruktiven und notwendigen Aus-
einandersetzungen in den gesellschaftli-
chen Sektoren in Kuba (noch immer) nicht 
wahrhaben wollen. Denn sie macht vor 
allem eines klar: Die Zukunft der kubani-
schen Revolution wird in Kuba bestimmt, 
ohne importiertes Gedankengut.

Ute Evers ist Latein-
amerikanistin und 
lebt in Mainz.
Alle erwähnten Auf-
sätze sind auch in spa-
nischer Sprache im 

Internet zu finden: http://www.criterios.
es/cicloquinqueniogris.htm

Politisches Lehrstück
Seit Anfang 2007 wird in Kuba die Vergangenheit (und Zukunft) der  
revolutionären Kulturpolitik diskutiert. Von Ute Evers
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Sie sind seit Januar 2008 Trai-
ner der kubanischen Fuß-
ballnationalmannschaft. Zu-
vor waren Sie beim Bonner 

SC. Wie kam es zu diesem Wechsel?
Der Bonner SC pflegt seit über zehn Jah-
ren Beziehungen mit Kuba. 
Aus dem Präsidium des SC 
kam deshalb immer wieder 
der Vorschlag, daß ich selbst 
nach Kuba gehe, damit der 
dortige Fußball sich entwik-
keln kann. Nach Auslaufen 
meines Vertrags ergab sich 
dazu dann die Gelegenheit. 
Einige Spiele der Kubaner – 
etwa die gegen Mexiko oder 
Panama im Rahmen des 
Gold-Cups – hatte ich mir 
zuvor bereits angeschaut. 
Sie zeigten mir, daß aus die-
sem kubanischen Fußball 
noch eine Menge zu machen ist. Daß da-
für jetzt auch die Rahmenbedingungen – 
zum Beispiel die Situation auf den Sport-
plätzen – noch deutlich verbessert wird, hat 
mich schließlich überzeugt.

Was zeichnet die kubanischen Fuß-
ballspieler aus?

Sie sind schnell, sehr talentiert und auch 
technisch sehr gut drauf. Dazu kommt ihr 
enormer Fleiß. Was fehlt, sind Taktik und 
jene Disziplin, die europäische wie deut-
sche Spitzenmannschaften auszeichnet. 
Schließlich kommt es im Fußball nicht nur 
darauf an, ein schönes Spiel zu machen. 
Man muß auch Tore schießen.

Unmittelbar nach Ihrem Wechsel ha-
ben Sie die Teilnahme Kubas an den 
Weltmeisterschaften 2010 zur Ziel-
marke erklärt. Ist das realistisch?

Es ist ein sehr anspruchsvolles Ziel, das 
gebe ich zu. Doch die kubanischen Spieler 
haben dafür das Potential. Erstmals seit 
über zwölf Jahren konnten wir die zweite 
Qualifikationsrunde im Vorfeld einer Fuß-
ball-WM erreichen. Ich gehe davon aus, 
daß wir in dieser Gruppe am Ende einen 
zweiten Tabellenplatz belegen und somit 
dann auch die nächste Qualifikationsrunde 
erreichen werden.

Daran glauben Sie fest?
Im Fußball ist fast alles möglich. Voraus-
gesetzt man arbeitet gut und die Spieler 

haben erstens das Potential sowie zweitens 
auch den Willen, ein solches Ziel zu errei-
chen. Für die kubanische Mannschaft trifft 
beides zu.

Nach dem jüngsten Sieg über Antigua 
und Barbuda stehen schwierigere 

Begegnungen für einen 
solchen Aufstieg allerdings 
noch bevor. Mit besonderer 
Spannung wird das Spiel 
gegen die USA am 6. Sep-
tember erwartet. Erstmals 
seit 61 Jahren werden US-
amerikanische Fußballer 
dann in Havanna antreten.
Dieses Spiel wird etwas ganz 
Besonderes. Es wird ein Spiel 
Bush gegen Castro. Da geht 
es um sehr viel mehr als nur 
um den Sport. Meine Spieler 
werden deshalb alles dafür 
tun, die USA zu schlagen. 

Als Trainer gehe ich davon aus, daß wir 
nicht nur in diesem Spiel, sondern zuvor 
bereits gegen Trinidad und Tobago sowie 
dann gegen Guatemala die erforderlichen 
Punkte für den Aufstieg in die nächste Run-
de holen werden.

Gegenwärtig hält sich Ihre Mann-
schaft zu Testspielen in Europa auf. 
Gegen die österreicherische Natio-
nalmannschaft mußte sie eine 4:1-
Niederlage einstecken. Wie ist Ihre 
Gesamtbilanz?

Ich muß das relativieren, denn bei diesem 
Spiel traten die Österreicher mit etwa 30 
Fußball-Profis an. In dem drei mal 35 Mi-
nuten dauernden Match konnten sie so ihre 
Spieler mehrfach austauschen. Wir hinge-
gen waren nur mit 13 Kickern präsent. Im 
ersten Drittel, als diese noch frisch waren, 
gab es ein 1:1. Die weiteren Tore muß-
ten wir einstecken, nachdem unsere Jungs 
kräftemäßig schon ziemlich mitgenommen 
waren. Immerhin hatten wir zu dieser Zeit 
fast jeden Tag ein anderes Spiel.

Und Ihre Gesamtbilanz?
Wir sind gegen etliche kleinere Mannschaf-
ten, auch gegen Zweitligisten, angetreten. 
Unter den Gegnern befinden sich auch der 
FC Freiburg und der FC St. Pauli. Mir 
wurde bei den schon absolvierten Spielen 
deutlich, wie sich unsere Spieler, ja die ge-
samte Mannschaft, fast von Spiel zu Spiel 

steigern konnte.
Warum wollten Sie unbedingt gegen 
den FC St. Pauli antreten?

Im Millerntor-Stadion herrscht eine be-
sondere Atmosphäre. Wir haben vor dem 
Spiel geradezu gehofft, daß es ein richtiger 
Hexenkessel wird. Für unsere Spieler war 
das eine sehr gute Vorbereitung auf New 
York. Denn dort werden wir später vor bis 
zu 70 000 Zuschauern unter Flutlichtbe-
dingungen antreten müssen. Dann sollten 
unsere Spieler mit einer vergleichbaren Si-
tuation bereits vertraut sein.

FC St. Pauli Präsident Corny Litt-
mann hat junge Welt gegenüber be-
tont, daß er sich eine Ausdehnung der 
Beziehungen seines Vereins zum ku-
banischen Fußball wünscht. Er hofft 
nun, Sie könnten dabei behilflich sein.

Wenn ich das kann, werde ich es tun. Doch 
das Entscheidende leisten die Kubaner 
selbst. Jetzt zum Beispiel ist im Gespräch, 
daß wir in unserem Stadion einen Kuns-
trasenplatz erhalten. So könnten die guten 
klimatischen Verhältnisse, die es in Ku-
ba zwischen November und Februar für 
Fußballspiele gibt, dann besser auch für 
Trainingslager europäischer Mannschaften 
genutzt werden. Auch den Austausch von 
Schüler- und Jugendmannschaften kann 
ich mir vorstellen.

Trotzdem ist Kuba eher ein Baseball-
Land. Welchen Stellenwert hat der 
Fußball?

Die Begeisterung nimmt zu. Deutlich 
wurde dies auch während der Europamei-
sterschaften, die vom kubanischen Fern-
sehen übertragen wurden. Auch auf der 
Straße sehe ich immer mehr Jugendliche, 
die Fußball spielen. Wenn dazu dann noch 
ein Erfolg der Nationalmannschaft käme, 
würde der Fußball richtig aufblühen. Ha-
vanna unterstützt die sportlichen Aktivitä-
ten seiner Bürger immerhin in besonderer 
Weise.

Zu einer anderen Frage: In den hiesi-
gen Medien ist häufiger von einem ge-
lähmten Land die Rede. Wie erleben 
Sie die kubanische Gesellschaft?

Kuba, das ist ein Land im Aufbruch. Die 
Reformen von Raúl Castro tragen dazu 
sicherlich bei. Doch es hilft auch, daß jetzt 
zum Beispiel das EU-Embargo gefallen ist.
 Interview: Andreas Grünwald

» A u s  d e m  ku b a n i s c h e n  F u ß b a l l 
i s t  e i n e  M e n ge  z u  m a c h e n «
Wie ist es für einen deutschen Fußballtrainer im Baseball-Land Kuba? 
Ein Gespräch mit Reinhold Franz

www.unionsverlag.com
Unionsverlag

  Leonardo 
   Padura
  Leonardo 
   Padura

Aus dem kubanischen 
Spanisch von 

Hans-Joachim Hartstein 
368 Seiten, gebunden 
[D] 19.90 / sFr. 35.90  

»Havanna war die
    aufregendste Stadt der 
 ganzen Welt! Die Nacht hörte nie auf.

     Als wärs das Normalste der Welt, hast du 
 zwischen Marlon Brando und Cab Calloway gesessen, 
gleich neben Errol Flynn und Josephine Baker. 
Mit all den verrückten Leuten, den besten 
  Musi kern, die Kuba je hervorgebracht hat. 

               Kannst du dir das vorstellen?«

Ein Gespenst geht um in Lateinamerika – das Gespenst 
des Kommunismus ist es wohl nicht. Was ist es dann? 

In ihrer Septemberausgabe (Nr. 318) wird die ila versuchen, 
dem Rätsel ein wenig näher zu kommen. Was ist an Brasiliens 
Regierung noch links? Argentinien, ein Projekt zur Demobilisie-
rung der Straße? Uruguay, von vornherein ein Missverständnis? 
Nicaragua, sozialer Fortschritt, demokratische Rückschritte? 
Venezuela, linker Populismus, sozialer Veränderungsprozess 
von oben oder emanzipatorischer Prozess? „Linke“ Regierung 
gegen Bewegung: Die ZapatistInnen und die „linke“ PRD-Re-
gierung in Chiapas, Soziale Reformprozesse: Was haben die 
Frauen davon? Quo vadis Kuba?  U.v.m.

Inzwischen empfehlen wir unsere Themenhefte »Paraguay« (312),  
»Biodiversität: Wa(h)re Vielfalt« (313), »EU und Lateinamerika« (314), 
»Bolivien« (315), »Indigene und schwarze Bewegungen« (316), »Ge-
sichter einer Metropole: Ciudad Juárez« (317)

www.ila-web.de ila, Heerstr. 205, 53111 Bonn
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Lernen Sie Cuba ganz individuell ken-
nen – zum Beispiel auf einer unserer 
Rundreisen. Oder Sie stellen Ihre Lie-
blingsroute selbst zusammen: Unter 
www.palmisol.com können Sie Mi-
etwagen, Sprachkurse, Tauchgänge 
und vieles mehr bei uns buchen. Oder 
gehen Sie tanzen: Ritmo Cubano heißt 
unser Angebot für diejenigen, die zwei 
Wochen karibische Rhythmen ge-
nießen und dabei das Land von Havan-
na bis Trinidad kennen lernen wollen. 
Natürlich kommen die Naturliebhaber 
auch nicht zu kurz: Trekkingtouren über 
die Sierra Maestra, zu den schönsten 
Lagunen und durch den Dschungel. 
Und immer bleibt genügend Zeit für 
eigene Erkundungen und Entspannung 
an den wunderbar feinen Sandsträn-
den. Fordern Sie unseren kostenlosen 
Katalog an!

V I V A
C U B A

Palmisol Reisen GmbH
Königsbrückerstr. 59
01099 Dresden
Fon: 0351-563 92 0
Fax: 0351-563 92 11
E-Mail: info@palmisol.com
www.palmisol.com vo
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Reinhold Fanz ist Trainer 
der kubanischen Fußball-

nationalmannschaft
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Deutschland ist wieder offizi-
ell auf der Feria Internacional 
del Libro, der internationalen 
Buchmesse Kubas, vertreten. 

Nach dem Kulturboykott der Bundesre-
gierung von 2004 bis 2007 präsentierten 
sich auf der XVII. Literaturschau im Fe-
bruar 2008 mehr als 100 deutsche Verlage 
am Gemeinschaftsstand, 450 Titel wur-
den ausgestellt. Offenbar hatte der Boy-
kott Berlins also nur eine Wirkung: Er 
hat das Interesse an der Messe geweckt. 
Anteil an diesem Erfolg hat nicht zuletzt 
das Berliner Büro Buchmesse Havanna, 
das in dieser Zeit trotz des Boykotts den 
bis dahin größten Auftritt deutscher Ver-
lage und Kulturschaffender in Havanna 
organisierte.

Das Büro wurde im September 2003 als 
Projekt des Netzwerks Cuba – informati-
onsbüro – e.V. mit dem Ziel gegründet, ei-
ne Beteiligung deutscher Verlage Anfang 
2004 in Havanna zu ermöglichen. Damals 
hatte die deutsche Regierung die bereits 
angenommene Einladung als Ehrengast-
land mit dem Verweis auf eine angebliche 
»Verschlechterung der Menschenrechtssi-
tuation« in Kuba wieder abgeschlagen. 
Dem Aufruf des Berliner Büros Buchmes-
se Havanna, sich trotzdem zu beteiligen, 
folgten binnen kürzester Zeit 35 deutsche 
und zwei Schweizer Verlage. Dieser Er-
folg, die gesammelten Erfahrungen und 
geschaffenen Kontakte sowie nicht zuletzt 
die fortgesetzte antikubanische Politik 
der deutschen Regierung führten zu dem 
Entschluß, auch künftig als Berliner Büro 
Buchmesse Havanna weiterzuarbeiten.

Die Aufhebung des Boykotts durch die 
Bundesregierung in diesem Jahr ist für alle 
Aktivisten in der Kuba-Solidaritätsbewe-
gung Anlaß, ein Faß Rum aufzumachen. 
Der aber ist nicht ohne bitteren Nachge-
schmack zu genießen. Derzeit scheinen 
sich zwar die Beziehungen Deutschlands 
und der Europäischen Union zu Kuba zu 
entspannen, wie auch die Aufgabe der 
europäischen Sanktionspolitik gegenüber 
der sozialistischen Karibikinsel, die die 
Außenminister der 27 Mitgliedsstaaten 
jüngst auf dem EU-Gipfel in Brüssel ver-
einbarten, vermuten läßt. Doch während 
die Blockadepolitik wegen finanzieller 
Interessen gelockert wird, setzt man die 
kubanische Regierung auf ideologischer 
Ebene verstärkt unter Druck. So will die 
EU mit der Entscheidung über die Auf-
hebung der Sanktionen »den politischen 
Wandel in Kuba befördern«, wie EU-Au-
ßenkommissarin Benita Ferrero-Waldner 
erklärte. Mit der offiziellen (Wieder-)Teil-
nahme der Bundesregierung an der XVII. 
Internationalen Buchmesse im Februar 
dieses Jahres in Havanna entfällt also nicht 
die Notwendigkeit der Arbeit des Berliner 
Büros.

Die Feria del Libro, die erstmals 1982 
stattfand, hat sich seither zur zweitgrößten 
Buchmesse auf dem lateinamerikanischen 
Subkontinent entwickelt – nach der Aus-
stellung im mexikanischen Guadalajara. 
Dabei geht es hier nicht »nur« um die 
Präsentation von Literatur, sondern vor 
allem um den Austausch von Wissen und 
Ideen, die nicht von den Monopolen und 
den Industriestaaten beeinflußt werden. 
Wie wichtig auch deshalb eine zum offizi-
ellen Auftritt der Bundesregierung alterna-
tiv organisierte Beteiligung von deutschen 
Verlagen und Kulturschaffenden ist, zeig-
ten die Erfahrungen auf der diesjährigen 
Buchmesse in Havanna. Als verlänger-
ten Arm nutzte die Bundesregierung den 
Stand der Frankfurter Buchmesse, um mit 
einer aufwendig gestalteten Hochglanz-
broschüre im Ausland für Deutschland zu 
werben. Darin wurde kein Wort zu Kinder- 
und Altersarmut, der Einkommenskluft, 

Hartz  IV, Rechtsradikalismus und der 
deutschen Abschiebepraxis verloren.

Das Berliner Büro Buchmesse wird al-
so weiterhin in Havanna vertreten sein. Die 
neuen Bedingungen machen es aber erfor-
derlich, daß die Struktur und Organisation 
des Büros verändert werden. Rechnung 

muß zudem dem Umstand getragen wer-
den, daß die Solidaritätsorganisation Cuba 
Sí ihr Engagement nicht mehr wie bisher 
beibehalten kann. Sie war in den letzten 
Jahren maßgeblich für die Leitung des Bü-
ros und alle Fragen rund um die Logistik 
verantwortlich. Das Büro wird künftig im 
Verlag 8. Mai GmbH angesiedelt sein. Zu 
dem am 24. Juni auf der konstituierenden 
Sitzung bestimmten Sprecherkreis gehö-
ren bisher Marion Leonhard (Netzwerk 
Cuba), Dietmar Koschmieder sowie die 
Autorin dieses Beitrags (beide Verlag 8. 
Mai). Neben diesem Gremium soll erst-
mals auch ein Trägerkreis gebildet wer-
den. Gesucht werden dafür Verlage, In-
itiativen sowie Einzelunterstützer, die mit 

ihrem jährlichen Beitrag die Arbeit des 
Büros absichern und eingeladen sind, sich 
am Stand des Büros auf der Buchmesse zu 
beteiligen. 

Für den Auftritt auf der XVIII. Buch-
messe im Februar 2009 in Havanna, de-
ren Ehrengastland Chile sein wird, sind 
bereits die Vorbereitungen für Buchprä-
sentationen, Diskussionsveranstaltungen, 
eine Ausstellung und – wie schon im Vor-
jahr – eine spanischsprachige junge Welt-
Sonderbeilage angelaufen. Schwerpunkt 
des Auftritts 2009 wird das Thema: »In 
wessen Interesse? Einigungsprozesse in 
Lateinamerika und Europa« sein.

Interessierte Verlage und Organisatio-
nen können sich direkt an das Berliner 
Büro Buchmesse Havanna (Kontaktdaten 
siehe nebenan) wenden. Das Büro ist aber 
wie in den vergangenen Jahren auch auf 
Einzelspenden angewiesen, um die ehren-
amtliche Arbeit und den Auftritt finanzie-
ren zu können. Spenden sind steuerlich 
absetzbar, da die Finanzhoheit direkt beim 
Netzwerk Cuba liegt. Neu ist, daß auch 
Privatpersonen in den Trägerkreis aufge-
nommen werden – ab einer Spende in Hö-
he von mindestens 200 Euro, Stichwort: 
»Buchmesse«. Vorausgesetzt natürlich, 
daß dies gewünscht ist. Die Organisatoren 
sind sich jedenfalls einig, daß die Erfolgs-
geschichte des Berliner Büros Buchmesse 
Havanna fortgeschrieben wird.

Katja Klüßendorf leitet das Berliner  
Büro Buchmesse Havanna und ist  
Mitglied im Sprecherkreis.

¡Vamos a Cuba!
Berliner Büro Buchmesse Havanna setzt seine Arbeit fort. Von Katja Klüßendorf

Büro Buchmesse Havanna c/o 
Verlag 8. Mai GmbH, 
Torstr. 6,  10119 Berlin, Telefon:  
0 30/53 63 55-0, Fax: 0 30/53 63 55 44. 
Internet: www.buchmesse-havanna.de
Spendenkonto: Netzwerk Cuba – in-
formationsbüro – e.V., Postbank Ber-
lin, Konto: 32 33 31 00, BLZ: 100 100 10, 
Stichwort »Buchmesse«
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Ja, ich will die Tageszeitung junge Welt  
drei Wochen unverbindlich testen.  
Das Testabo endet automatisch. 

_______________________________________
Name/Vorname kuba

_______________________________________
Straße/Nr.

_______________________________________
PLZ/Ort

_______________________________________
Telefon

_______________________________________
E-Mail

_______________________________________
Datum/Unterschrift

O Ich habe das Probeabo empfohlen:

_______________________________________
Name/Vorname

_______________________________________
PLZ/Ort

_______________________________________
Telefon

_______________________________________
E-Mail

_______________________________________
Datum/Unterschrift

Bitte beachten Sie beim Testabo, daß eine optimale Bearbeitung nur 
möglich ist, wenn Ihre Telefonnummer (und gegebenenfalls auch 
Ihre E-Mail-Adresse) angegeben ist. Wir garantieren, daß die Daten 
ausschließlich zur Kundenbetreuung genutzt werden. 

Belieferung beginnt ab Montag, den:   ____________

PRoBEABo

die linke  
auf den punkt  
gebracht.

im abo. im internet. am kiosk

W

www.jungewelt.de

Coupon einsenden an Verlag 8. Mai GmbH, 
Torstraße 6, 10119 Berlin, oder faxen an die  
0 30/53 63 55-44
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